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Einleitung. 

• 

Das  deutsche  Staatsangehörigkeitsrecht  findet  seine 
gesetzliche  Regelung  in  dem  Reichs-  und  Staatsange¬ 
hörigkeitsgesetz  vom  22.  Juli  1913,  welches  mit  dem 
1.  Januar  1914  in  Kraft  getreten  ist.  Es  löste  das  Gesetz 
über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsangehörigkeit  vom  1 .  Juni  1870  ab,  auf  dessen 
Grundlage  es  sich  aufbaut.  Seine  Entwicklung  ist  eine 
naturgemässe  Folgerung  der  allgemeinen  Entwicklung 
des  Reiches,  welches  mit  der  zunehmenden  inneren  und 
äusseren  Entfaltung  eine  Erstarkung  aller  nationalen 
Gesichtspunkte  mit  sich  brachte.  Hervorgegangen  aus 
dem  völkerrechtlichen  Verhältnis  der  Angehörigen  der 
im  Norddeutschen  Bund  vereinigten  Staaten,  welches 
durch  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1870  zum  erstenmal 
eine  einheitliche  nationale  Regelung  fand,  konnte  das 
Gesetz  den  Bedürfnissen  eines  erweiterten  National- 
Bewusstseins  noch  nicht  voll  Rechnung  tragen.  Unter 
dem  Einfluss  dieser  Strömung  hat  sich  der  Ausbau  des 
deutschen  Staatsangehörigkeitsrechtes  in  doppelter  Weise 
vollzogen.  Der  Erhaltung  des  Deutschtums  wurde 
überall,  wo  es  im  wahrhaften  Interesse  des  Volkstums 
erschien,  der  Weg  geebnet.  Andererseits  wurde  dem 
Eindringen  fremdländischer  Elemente,  wo  es  nicht  zum 
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Vorteil  des  Reiches  erschien,  durch  eine  Verschärfung 
der  Bestimmungen  über  die  Naturalisation  —  oder  wie 
das  jetzige  Gesetz  sagt,  Einbürgerung  —  ein  Damm 
entgegengesetzt.  Es  ist  angebracht,  bei  einer  Besprechung 
des  heutigen  deutschen  Staatsangehörigkeitsrechtes  diese 
Entwicklung  im  Auge  zu  behalten. 

Die  Staatsangehörigkeit  als  solche  ist  aufzufassen 
als  ein  konstitutives  Element  des  Staates,  deren  Erwerb 
und  Verlust  das  staatliche  Hoheitsrecht  zum  Ausgang 
hat.  Der  Zustand  der  Angehörigkeit  von  Bürger  und 
Staat  tritt  als  ein  „Verhältnis  sui  generis1)“  in  Er¬ 
scheinung.  Der  begrifflichen  Bestimmung  der  Staats¬ 
angehörigkeit  durch  eine  inhaltliche  Festlegung  ihrer 
Merkmale  eine  konkretere  Form  zu  geben,  ist  ein  Ding 
der  Unmöglichkeit.  Ein  derartiges  Verfahren,  sagt  von 
Seydel2),  „müsste  sich  zu  einer  Rundreise  durch  das 
gesamte  Bereich  des  Staatsrechts  gestalten“.  Wollte 
man  die  vornehmlichsten  dieserMerkmale  charakterisieren, 
so  Hesse  sich  nach  von  Martitz3)  Wohnrecht  und  Auf¬ 
nahmepflicht,  Treupflicht  und  Schutzrecht  nennen. 

Stellen  sich  somit  Erwerb  und  Verlust  der  Staats¬ 
angehörigkeit  als  Ausflüsse  des  staatlichen  Souveränitäts¬ 
rechtes  dar,  so  versteht  sich  ohne  weiteres  die  selb¬ 
ständige  Regelung  dieser  Materie  in  jedem  Staate  durch 
seine  berufenen  Organe.  Damit  ist  gleichzeitig  der  Grund 
gelegt  zu  einer  Fülle  von  Konflikten,  die  dadurch  ent- 


1)  Sieber  I,  S.  5,  7. 

2)  von  Seydel  Bd.  1,  3.  167, 

3)  Martitz,  S.  805. 
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stehen,  dass  infolge  der  Inkongruenz  der  einzelnen  staats¬ 
rechtlichen  Gesetzgebungen  Widersprüche  zutage  treten, 
wonach  ein  und  dasselbe  Individuum  bei  seiner  Geburt1) 
in  den  Bereich  zweier  oder  mehrerer  Staatsangehörigkeits¬ 
gesetze  gezogen  wird.  Dasselbe  kann  durch  späteren 
Erwerb  einer  Staatsangehörigkeit  eintreten,  falls  die 
Bedingungen  zum  Erlöschen  der  ehemaligen  nicht  er¬ 
füllt  sind.  In  diesem  Falle  sprechen  wir  von  einer 
Kumulation  oder  mehrfachen  Staatsangehörigkeit. 

Diese  Erscheinung  kann  auch  zutage  treten,  wenn 
die  unmittelbaren  Rechtssätze  der  verschiedenen  Staats¬ 
rechte  zwar  ihrem  Inhalte  nach  übereinstimmen,  jedoch 
die  privatrechtlichen  Begriffe,  welche  im  Staatsrecht  zur 
Anwendung  kommen,  in  den  verschiedenen  in  Frage 
kommenden  bürgerlichen  Gesetzgebungen  sich  nicht 
vollständig  decken2). 

Wir  haben  im  nachfolgenden  eine  möglichst  konse¬ 
quente  Scheidung  der  Konflikte,  je  nachdem  sie  Ver¬ 
schiedenheiten  der  staatsrechtlichen  oder  bürgerrecht¬ 
lichen  Regeln  zur  Ursache  haben,  eintreten  lassen  und 
letztere  in  einem  besonderen  Abschnitt  behandelt.  Eine 
solche  Differenzierung  erschien  durchaus  notwendig, 
um  bei  der  späteren  Feststellung  des  Ergebnisses  unserer 

1)  Als  Regel  nehmen  sämtliche  Staatsangehörigkeitsgesetze 
die  Geburt  zum  Ausgang  der  Staatsangehörigkeit 

2)  Manchmal  sind  für  solche  privatrechtliche  Begriffe  in 
den  einzelnen  Staatsrechten  Begriffsumgrenzungen  vorgenommen. 
Regelmässig  aber  wird  man  sich  bei  der  Beurteilung  bürger¬ 
rechtlicher  Begriffe  nach  den  jeweiligen  bürgerlichen  Rechten 
des  Staates  zu  richten  haben. 
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Untersuchungen  ein  klares  Bild  darüber  zu  gewinnen, 
in  welchen  Richtungen  eine  Lösung  dieser  buntgemischten 
Konfliktsfragen  zu  suchen  ist. 

Gegenüber  diesen  positiven  Konflikten  der  ver¬ 
schiedenen  Staatsrechte,  welche  sich  in  ihrer  mehrfachen 
Erstreckung  auf  ein  und  dasselbe  Individuum  geltend 
machen,  können  sich  dieselben  auch  in  negativer  Weise 
dadurch  äussern,  dass  sie  alle  gleichzeitig  ein  und  das¬ 
selbe  Individuum  ausserhalb  ihres  Personenkreises  stellen. 
In  diesem  Zustande  läge  nun  an  und  für  sich  für  die 
betreffenden  Staaten  keine  Quelle  gegenseitiger  Schwierig¬ 
keiten,  hätte  sich  nicht  mit  dem  allgemein  anerkannten 
Ausweisungsrecht  der  Fremden  in  der  internationalen 
Rechtsordnung  das  Postulat  der  Uebernahmepflicht  für 
entlassene  und  in  einem  anderen  Staate  noch  nicht 
aufgenommene  ehemalige  Staatsangehörige  ausgebildet. 
Es  wird  diese  Form  der  Konflikte,  wie  a  priori  ersicht¬ 
lich,  so  häufig  sie  auch  eintreten  mag  und  so  sehr  ihre 
Regelung  not  tut,  eine  für  den  Staat  weit  weniger  un¬ 
erquickliche  und  gefahrdrohende  Erscheinung  sein. 
Ihrer  gütlichen  meist  vertraglichen  Lösung  dürften  keine 
allzugrossen  Schwierigkeiten  im  Wege  stehen.  Anders 
bei  Konflikten  mehrfacher  Staatsangehörigkeiten  im  Falle 
gegensätzlicher  Verpflichtungen  und  Rechte  des  Staats¬ 
angehörigen  einem  jeden  der  Staaten  gegenüber.  Die 
in  Frage  gestellten  Hoheitsrechte  der  einzelnen  Staaten 
können  leicht  zu  politischen  Komplikationen  führen,  da 
jede  Massnahme  des  einen  dem  anderen  gegenüber  sich 
als  ein  Uebergriff  darstellt. 
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Keine  Zeit  ist  wie  die  unsrige  mit  ihren  stetig  zu¬ 
nehmenden  Verkehrsmöglichkeiten,  dem  immerfort 
wachsenden  Handel  und  der  damit  verbundenen  Aus¬ 
wanderung  für  das  Zustandekommen  derartiger  wider¬ 
natürlicher  Verhältnisse  ein  fruchtbarerer  Boden  gewesen. 

Das  Vorhandensein  einer  mehrfachen  Staatsange¬ 
hörigkeit  in  der  heutigen  Tragweite  ist  dem  Altertum 
unbekannt.  Dem  römischen  Rechtsbegriff  erscheint  eine 
solche  Konstruktion  undenkbar.  Mit  dem  Erwerb  einer 
anderen  ging  die  römische  Civität  verloren ]). 

Anders  bei  den  Griechen.  Doch  mag  der  Fall, 
den  Cornelius  Nepos  erzählt,  dass  die  Athener  dem 
T.  Pomponius  Atticus  das  Bürgerrecht  antrugen,  obwohl 
er  das  römische  hatte,  eine  Ausnahme  gebildet  haben. 
Im  alten  Hellas,  ebenso  wie  in  Italien,  haben  wir  es  ur¬ 
sprünglich  mit  Städtebünden  zu  tun  und  der  zutage 
tretenden  Suprematie  eines  ihrer  Glieder.  Das  Problem 
der  Doppelstaatlichkeit  wird  aber  nur  lebendig,  wo  es 
sich  um  selbständig  und  gleichwertig  einander  gegen¬ 
überstehende  Staaten  handelt;  dazu  war  weniger  Ge¬ 
legenheit  geboten. 

Das  fränkische  Recht  kannte  die  gleichzeitige  Unter¬ 
tanschaft  unter  zwei  Herrscher.  In  diesem  Falle  waren 
die  Angehörigen  eines  Teilreichs  keine  Fremden  in  dem 
anderen1 2).  Das  Mittelalter  stellt  mit  den  Grundsätzen 

1)  Cicero  pro  Balbo  XI.  28:  duarum  civitatum  civis  noster 
esse  iuri  civili  nemo  potest,  non  esse  huius  civitatis  qui  se  alii 
civitati  dicarit  potest. 

2)  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  1892,  Bd.  2,  S.  26. 
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der  Feudalität  die  Vasallität  an  die  Stelle  der  Staats¬ 
angehörigkeit.  Vasall  mehrerer  Fürsten  zu  sein,  gehörte 
nicht  zu  den  Seltenheiten1). 

Seine  schwerwiegende  Bedeutung  erhält  das  Problem 
erst  in  der  neueren  Zeit.  In  richtiger  Erkenntnis  seiner 
Tragweite  stellte  die  französische  Revolutionszeit  im 
Gegensatz  zum  alten  französischen  Recht  mit  der 
Konstitution  vom  3.  September  1791  den  Satz  auf: 

„La  qualite  de  Fran^ais  se  perd  par  la  naturalisation 
en  pays  etrange.“ 

Hiermit  wurde  zum  erstenmal  wieder  das  Prinzip 
der  Unverträglichkeit  mehrerer  Staatsangehörigkeiten  auf¬ 
gestellt  und  es  hat  dasselbe  dann  allen  späteren  Gesetz¬ 
gebungen  seinen  Stempel  aufgedrückt. 

Das  deutsche  Gesetz  weist  mehrfache  und  beab¬ 
sichtigte  Ausnahmen  von  diesem  Grundsatz  auf.  Es 
lässt  die  Doppelstaatlichkeit  überall  da  zu,  wo,  wie  oben 
ausgeführt,  die  Erhaltung  des  Deutschtums  oder  —  bei 
der  Einbürgerung  von  Ausländern  —  der  Zuwachs  für 
das  Volkstum  wertvoll  erschien.  Mit  anderen  Worten, 

1)  Die  Grafen  von  Flandern  waren  lange  Vasallen  des 
Königs  von  Frankreich  und  des  Deutschen  Kaisers  und  zeit¬ 
weise  auch  des  Königs  von  England,  ln  einem  1101  und  1163 
abgeschlossenen  Vertrag  versprach  der  Graf  von  Flandern  dem 
englischen  Herrscher  Beistand  gegen  jedermann,  ausgenommen 
dem  König  von  Frankreich,  seinem  Lehnsherrn.  Für  den  Fall 
eines  Krieges  zwischen  England  und  Frankreich  musste  er  sich 
verpflichten,  Frankreich  möglichst  wenig  Mann  zur  Verfügung 
zu  stellen,  gerade  nur  so  viel  als  zur  Vermeidung  des  Treu¬ 
bruches  erforderlich  seien  (von  Bodmann,  S.  208). 


13 


das  nationale  Interesse  ging  dem  Wunsche  nach  mög¬ 
lichster  Vermeidung  von  Kollisionen  mit  anderen  Kodi¬ 
fikationen  fast  ausnahmslos  vor.  Die  Praxis  wird  zeigen, 
ob  dieser  Standpunkt  der  richtige  war. 

Die  Konflikte  der  Staatenlosigkeit  sind  ein  Problem 
der  neueren  und  neuesten  Zeit.  Die  heutige  Rechts¬ 
ordnung  beschränkt  den  Begriff  der  Staatenlosigkeit  und 
knüpft  mitunter  gewisse  Wirkungen  der  Staatsangehörig¬ 
keit  an  einen  Zustand,  der  staatsrechtlich  als  solcher 
nicht  mehr  bezeichnet  werden  kann.  Diese  Entwick¬ 
lung  hat  sich  nicht  auf  rechtlichem  Boden,  sondern 
als  ein  Gebot  allgemeiner  Menschlichkeit  durchgesetzt. 
Ihren  Ausgangspunkt  nimmt  sie  hauptsächlich  in  der 
Pflicht  der  Armenunterstützung.  Dem  Altertum  und 
dem  Mittelalter  war  sie  unbekannt.  Man  fand  sich  ein¬ 
fach  damit  ab,  die  Staatenlosen,  sofern  man  sie  im 
Lande  nicht  duldete,  hin  und  herzuschieben,  was  natürlich 
auch  nicht  verfehlte,  mitunter  zu  Zwistigkeiten  zu  führen. 
Dies  war  ein  weiterer  Grund  für  die  Entstehung  der 
Uebernahmepflicht.  Es  entwickelte  sich  im  völkerrecht¬ 
lichen  Verkehr  nicht  nur  dem  Ausgewiesenen,  sondern 
auch  dem  ausweisenden  Staate  gegenüber  eine  Ver¬ 
pflichtung  der  Aufnahme  solcher  Personen,  welche  ihm 
lästig  wurden,  sei  es  nun  wegen  ihrer  Bedürftigkeit 
oder  auch  aus  anderen  Gründen.  Erst  im  17.  Jahr¬ 
hundert  wurde  mit  der  Unterstützungspflicht  die  Grund¬ 
lage  für  die  heutige  sogen.  Uebernahmeverpflichtung 
der  Staaten  gelegt.  Man  kann  sagen,  dass  damit  ein 
weiterer  (völkerrechtlicher)  Begriff  der  Staatszugehörig- 
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keit  geschaffen  ist  (unter  dem  auch  die  „Eingeborenen“ 
der  Kolonien  fallen)  und  die  Nachteile  der  „Staatlosig- 
keit“  für  das  Individuum  eine  grosse  Einschränkung 
erfahren  haben. 

Bevor  wir  zur  Behandlung  der  eigentlichen  Konflikte 
übergehen,  möge  vorausgeschickt  sein,  dass  die  Konflikte, 
welche  zwischen  dem  deutschen  und  den  internationalen 
Staatsangehörigkeitsrechten  entstehen  können,  in  ihren 
hauptsächlichsten  Linien  besprochen  werden  sollen.  — 
Eine  lückenlose  Darstellung  jedes  möglichen  Kon¬ 
fliktes  zu  geben,  ist  unausführbar.  Die  Verschieden¬ 
heit  der  einzelnen  Staatsrechte  und  ihre  Widersprüche 
sind  derartig,  dass  man  sich  begnügen  muss, 
von  gewissen  Gesichtspunkten  aus  eine  Uebersicht  zu 
gewinnen. 

Wenn  im  folgenden  der  Ausdruck  „Deutsche  Staats¬ 
angehörigkeit“  gebraucht  wird,  so  ist  von  derselben 
immer  nur  im  Gegensatz  zu  dem  Ausland  die  Rede. 
Das  deutsche  Staatsangehörigkeitsgesetz  unterscheidet 
Staatsangehörigkeit  in  einem  Bundesstaat  und  Reichs¬ 
angehörigkeit.  Eine  Erörterung  der  Relation  von  Reichs¬ 
und  Staatsangehörigkeit  fällt  ausserhalb  des  Rahmens 
dieser  Besprechung. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  erwähnt,  dass  diese  Konflikte 
nicht  nur  für  die  unmittelbar  in  Mitleidenschaft  gezogenen 
Staaten  Bedeutung  haben,  sondern  auch  dritten  gegen¬ 
über.  Bei  einer  Person  mit  mehrfacher  Staatsangehörig¬ 
keit  kann  es  Vorkommen,  dass  auch  ein  dritter  Staat 
sich  darüber  schlüssig  zu  machen  hat,  welche  Staats- 
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angehörigkeit  er  im  vorliegenden  Fall  als  massgebend 
betrachten  will.  So  können  z.  B.  bei  der  Ausweisung 
oder  bei  Auslieferungsverfahren  derartige  Fragen  auf¬ 
tauchen. 


L  Abschnitt. 


A.  Mehrfache  Staatsangehörigkeit. 

§  1.  Die  Rechtsfähigkeit  des  Menschen  beginnt 
mit  der  Vollendung  der  Geburt.  Dieser  Grundsatz  ist 
fast  ausnahmslos  Gemeingut  aller  bürgerlichen  Rechte. 
Wie  der  Neugeborene  schon  in  der  Wiege  der  Gegen¬ 
stand  familienrechtlicher  Verhältnisse  wird,  nimmt  sich 
auch  der  Staat  sogleich  seiner  an.  Der  Staat  ist  im 
Grunde  genommen  nichts  anderes  als  die  grosse  Familie 
des  Einzelnen,  und  verfolgt  man  seine  Entwicklung 
rückwärts  in  der  Geschichte,  so  finden  wir  am  Aus¬ 
gangspunkt  die  Familie.  Das  römische  Imperium  ist 
entstanden  aus  den  Geschlechtern  des  Stadt-Staates  Rom, 
die  römische  Civität  aus  der  Zugehörigkeit  zu  den 
„Gentes“. 

„Durch  die  Geburt  erwirbt  das  eheliche  Kind  eines 
Deutschen  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  das  un¬ 
eheliche  Kind  die  Staatsangehörigkeit  der  Mutter.“  (§  4 
des  StAG.) 

Diese  Redaktion  ist  nicht  ganz  einwandfrei.  „Mit 
der  Geburt“  erwirbt  das  Kind  die  Staatsangehörigkeit, 
sollte  es  besser  heissen.  Erwerbsgrund  ist  nicht  die 
Geburt,  wie  das  Gesetz  kurzweg  sagt,  sondern  die 
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Geburt  von  einem  deutschen  Vater  oder  einer  deutschen 
Mutter,  d.  h.  die  Abstammung.  Damit  wäre  der  Stand¬ 
punkt  des  Gesetzes  auch  in  der  Redaktion  klar  zum 
Ausdruck  gekommen,  im  Gegensatz  zu  dem  anderweitig 
vertretenen  Grundsatz,  wonach  die  Staatsangehörig¬ 
keit  nicht  mit  der  Geburt  durch  Abstammung,  iure 
sanguinis,  sondern  durch  die  Geburt  auf  dem  Territorium 
des  Staates  iure  soli,  erworben  wird.  Erwerbsgrund 
ist  in  diesem  Falle  der  rein  natürliche  Vorgang  der 
Geburt  innerhalb  der  Territorialgewalt  des  Staates. 

Sowohl  der  Grundsatz  des  ius  sanguinis  wie  der 
Grundsatz  des  ius  soli  umfassen  nicht  nur  die  Fälle, 
dass  gleichzeitig  mit  der  Geburt  die  Staatsangehörigkeit 
erworben  wird,  sondern  auch  diejenigen,  wo  sie  nur 
einen  Rechtsgrund  zum  späteren  erleichterten  Erwerb 
(durch  Option,  Wohnsitznahme)  bilden,  wo  die  Tatsache 
der  Abstammung  oder  der  Geburt  im  Lande  allein  nicht 
genügt.  Wir  haben  es  hier,  technisch  gesprochen,  mit 
einem  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  unter  einer  auf¬ 
schiebenden  Bedingung  zu  tun,  auch  wenn  derselben 
rückwirkende  Kraft  beigelegt  wird.  Für  den  Erwerb 
einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  bei  der  Geburt 
können  diese  Fälle  nicht  in  Betracht  kommen  und  sollen 
weiter  unten  behandelt  werden,  wenn  von  den  späteren 
Erwerbsarten  der  Staatsangehörigkeit  die  Rede  sein  wird. 

Der  Gegensatz  von  ius  soli  und  ius  sanguinis  ist 
nicht  unüberbrückbar.  Das  Territorialsystem  entstammt 
dem  fränkischen  Recht.  Es  war  ursprünglich  nicht  sehr 
verschieden  von  dem  Abstammungssystem.  Dem  schwer- 
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fälligeren  deutschen  Recht  entsprach  es  nicht,  der  feineren 
Nachforschung  nach  der  Stammesangehörigkeit  des  Vaters 
oder  der  Mutter  nachzugehen.  In  der  verkehrsarmen 
Zeit  des  frühen  deutschen  Rechts  konnte  man  recht 
wohl  in  dem  äusserlichen  Vorgang  der  Geburt  im  Lande 
ein  Kriterium  für  die  Stammesangehörigkeit  erblicken, 
zumal  es  die  einzige  Tatsache  war,  die  man  noch  nach¬ 
träglich  durch  die  Aussage  anderer  Personen  beweisen 
konnte.  Unter  den  heutigen  Verhältnissen  führt  die 
absolute  Anwendung  des  Territorialsystems  zu  einem 
willkürlichen  und  unnatürlichen  Resultat.  Wo  dies  ge¬ 
schehen  ist,  z.  B.  in  den  südamerikanischen  Staaten, 
entspricht  es  augenscheinlich  der  Absicht,  einem  volks¬ 
armen  Lande  Bevölkerungszuwachs  zu  verschaffen. 

In  allen  anderen  Staaten  hat  sich  regelmässig  der 
Grundsatz  des  ius  sanguinis  Bahn  gebrochen,  wenigstens 
soweit  die  im  Auslande  geborenen  Kinder  von  Inländern 
in  Frage  kommen1). 

1 )  Eine  Ausnahme  hiervon  bilden  die  im  Auslande  geborenen 
unehelichen  Kinder  einer  Engländerin,  welche  die  britische 
Staatsangehörigkeit  nicht  erwerben.  Auch  bei  ehelichen  Kindern 
wird  die  britische  Staatsangehörigkeit  im  Ausland  nur  bis  auf 
die  zweite  Generation  vererbt  (Bestimmung  unter  Georg  III. 
1773  [13.  Georg  III.,  c.  21]  und  nicht  abgeändert  durch  die 
Nationalakte  von  1870).  Auch  werden  die  im  Ausland  geborenen 
Personen  nicht  gegen  Anforderungen,  die  eine  fremde  Regierung 
auf  Grund  der  Geburt  an  sie  stellt,  von  seiten  der  britischen 
Regierung  geschützt.  (Vgl.  die  Anweisung  an  den  englischen 
Gesandten  in  Frankfurt  a.  M.  unter  dem  2.  Juni  1863:  Report  of 
the  Royal  commissionersforinquiringintothelawsofnaturalization 
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Man  ist  dabei  von  nationalen  Gesichtspunkten  ge¬ 
leitet  gewesen,  die  ohne  weiteres  verständlich  sind.  Der 
Gegensatz  der  beiden  Systeme  tritt  somit  lediglich  in 
Geltung,  wo  es  sich  im  Geburtsstaat  um  die  Beurteilung 
der  Staatsangehörigkeit  von  Kindern  ausländischer  Eltern 
handelt. 

Das  deutsche  Gesetz  stellt  sich,  wie  wir  oben  ge¬ 
sehen  haben,  auf  den  reinen  und  ausschliesslichen  Stand¬ 
punkt  der  Abstammung  und  mit  ihm  eine  Reihe  anderer 
Staaten !).  Ihnen  gegenüber  finden  wir  den  Kreis  der 
oben  erwähnten  südamerikanischen  Staaten,  welche 
ebenso  ausschliesslich  das  Territorialsystem  zur  Grund¬ 
lage  ihrer  Gesetzgebungen  genommen  haben* 1 2). 

und  allegiance  etc.  London  1869  C.  1.)  —  Aehnlich  bestimmt  in 
den  Vereinigten  Staaten  das  Statut  vom  10.  Februar  1855,  dass 
das  Bürgerrecht  nicht  vererbt  werden  kann  von  solchen  Vätern, 
welche  niemals  in  Nordamerika  residiert  haben. 

1)  Deutschland  §  4.  Haiti  Verfassung  von  1889  Artikel  3. 
Monaco  Verordnung  vom  13.  April  1911,  Artikel  1.  Norwegen 
Gesetz  vom  21.  April  1888  §  1.  Oesterreich  Allgemeines 
Bürgerliches  Gesetzbuch  §§  28  und  165.  Ungarn  Gesetz 
vom  20.  Dezember  1879  §  3.  Rumänien  Bürgerliches  Gesetz¬ 
buch  von  1864  Artikel  10,  und  Serbien  BGB.  von  1844  Artikel  44. 

2)  Argentinien  Gesetz  vom  1.  Oktober  1869,  Art.  1,  1. 

Bolivien  vom  15.  Februar  1878,  Art.  31,  1.  Brasilien  Ver¬ 
fassung  vom  24.  Februar  1891,  Art.  69,  1.  Chile  Verfassung 
vom  25.  Mai  1833  in  der  neuen  Fassung  vom  10.  August  1888, 
Art.  5,  1.  Aequador  Verfassung  vom  14.  Januar  1897,  Art.  6,  1. 
Guatemala  Verfasung  vom  11.  Dezember  1879,  Art.  5,  1. 
Honduras  Verfassung  vom  14.  Oktober  1894,  Art.  7,  2. 
Columbien  Verfassung  vom  4.  August  1886,  Art.  18,  1. 
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In  den  anderen  Staaten  gelten  beide  Grundsätze 
nebeneinander;  so  unvereinbar  dies  zunächst  erscheint, 
lässt  sich  dennoch  ein  Bindeglied  hersteilen. 

Die  Ausschliesslichkeit  des  Abstammungsprinzips 
hat  nur  da  seine  innere  Berechtigung,  wo  auch  die 
Lebensbedingungen  (das  Milieu)  der  neuen  Generation 
sich  gleichmässig  aus  den  früheren  Zuständen  ent¬ 
wickelt  haben.  Neben  der  Abstammung  sind  unbe¬ 
streitbar  auch  die  äusseren  Daseinsbedingungen  von 
entschiedenstem  Einfluss  auf  die  Entwicklung  des  In¬ 
dividuums.  Hier  kommt  der  Grundsatz  des  ius  soli 
zur  Geltung. 

Das  französische  Recht  lässt  den  Sohn  eines  Aus¬ 
länders,  der  selber  schon  in  Frankreich  geboren  ist, 
Franzose  sein.  Nun  mag  es  Vorkommen,  dass  zwei 
Generationen  in  Frankreich  zur  Welt  kommen,  ohne 
dass  sie  sich  dabei  ihrer  ursprünglichen  Nationalität 
entäussern.  Als  Regelfall,  und  solche  will  das  Gesetz 

Nigaragua  Verfassung  vom  21.  Dezember  1911,  Art.  8  B,  1. 
Panama  Verfassung  vom  13.  Februar  1904,  Art.  6,  1. 
Paraguay  Verfassung  vom  24.  November  1870,  Art.  35,  1. 
Peru  Verfassung  vom  10.  November  1860,  Art.  34,  1. 

St.  Dominique  Verfassung  vom  20.  März  1908,  Art.  7,  2. 
Uruguay  Verfassung  vom  10.  September  1829,  Art.  7  und 
Venezuela  Verfassung  vom  27.  April  1904,  Art.  8.  —  Diese 
Staaten  erkennen  somit  auch  die  im  Auslande  geborenen  Kinder 
ihrer  eigenen  Staatsangehörigen  nicht  als  Staatsangehörige  an. 
Eine  Ausnahme  wird  hier  regelmässig  nur  zugunsten  der  mit 
einer  konsularischen  oder  diplomatischen  Mission  betrauten 
Personen  gemacht. 
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normieren,  kann  man  aber  annehmen,  dass  die  zweite 
Generation  entnationalisiert  ist1). 

Gerade  der  Umstand,  dass  der  unbedingte  Erwerb 
der  Staatsangehörigkeit  nur  eintritt,  wenn  schon  der  Vater 
in  Frankreich  geboren  ist,  nicht  aber  die  Mutter  —  die 
selbst  der  Einwirkung  des  noch  nicht  nationalisierten 
Vaters  unterliegt  —  bringt  die  Motive  des  Gesetzgebers 
zum  Ausdruck. 

So  finden  wir  denn  in  einer  und  derselben  Gesetz¬ 
gebung  Territorial-  und  Abstammungsprinzip  neben¬ 
einander.  Für  die  Fälle  der  Doppelstaatlichkeit  stellen 
diese  Staaten  das  Hauptkontingent. 

Die  Stellung  des  deutschen  Staatsangehörigkeits¬ 
gesetzes  gestaltet  sich  in  der  Frage  der  mehrfachen 
Staatsangehörigkeit  verhältnismässig  einfach  gegenüber 
den  Staaten,  die  eines  der  beiden  Systeme  ausschliess¬ 
lich  zur  Grundlage  genommen  haben.  Da  Kinder  von 
Ausländern,  welche  in  Deutschland  zur  Welt  kommen, 
nicht  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  erwerben,  ist 
Doppelstaatlichkeit  ausgeschlossen.  Das  Gleiche  gilt 
regelmässig,  falls  Kinder  Deutscher  im  ausschliesslichen 
Gebiet  des  Abstammungsprinzips  zur  Welt  kommen. 
Doppelstaatlichkeit  wird  dagegen  stets  die  Folge  sein, 
wenn  sie  in  Ländern  mit  ausschliesslichem  Territorial¬ 
system  geboren  werden. 

1)  Die  Begriffe  von  Nationalität  und  Staatsangehörigkeit 
sind  zwar  nicht  synonym,  ihre  engste  Verbindung  liegt  aber 
jedenfalls  den  Motiven  der  meisten  Vorschriften  der  Staatsan¬ 
gehörigkeitsgesetze  zugrunde. 
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Komplizierter  liegen  die  Fälle  gegenüber  Ländern 
mit  gemischtem  System. 

Auch  hier  kann  es  sich  bei  der  geburtlichen  Doppel¬ 
staatlichkeit  nur  darum  handeln,  dass  Kinder  Deutscher 
in  einem  dieser  Staaten  zur  Welt  kommen;  jedesmal, 
wo  hier  partielle  Grundsätze  des  ius  soli  zur  Anwendung 
kommen,  kann  die  mehrfache  Staatsangehörigkeit  in 
Erscheinung  treten. 

Soweit  dies  für  den  vorliegenden  Gesichtspunkt  in 
Frage  kommen  wird,  sind  zwei  Gruppen  der  Anwendung 
des  ius  soli  zu  unterscheiden. 

1.  Unbedingte  Anwendung  des  ius  soli1)  (in  der 
zweiten  Generation).  2.  Bedingte  Anwendung  des  Ius 
soli.  (Möglichkeit  der  Ablehnung  nach  erreichter  Voll¬ 
jährigkeit)2). 

1)  Dänemark  §  2  des  Gesetzes  vom  19.  März  1899. 
Frankreich  Art.'  8,  Ziffer  3  des*  Staatsangehörigkeitsgesetzes 
vom  26.  Juni  1889.  San  Salvador,  Art.  42,  Ziffer  4  der  Ver¬ 
fassung  vom  13.  August  1886.  Schweden  §  2,  Abs.  2,  Satz  2 
des  Staatsangehörigkeitsgesetzes  vom  1.  Oktober  1894. 

2)  Belgien  Art.  7  des  Staatsangehörigkeitsgesetzes  vom 
8.  Juni  1909.  Belgisch  Kongo  Art.  5,  Satz  2  des  Dekrets 
vom  27.  Dezember  1892.  Bulgarien  Art.  5,  Ziffer  3,  des  StAG. 
vom  19.  Dezember  1903.  Dänemark  §  2  des  StAG.  vom 
19.  März  1898.  Frankreich  Art.  8  des  StAG.  vom  26.  Juni  1889. 
Grossbritannien  Sektion  4  der  Naturalisationsakte  vom 

12.  Mai  1870.  Italien  Art.  3,  Ziffer  3  des  Gesetzes  vom 

13.  Juni  1912.  Luxemburg  Art.  2  der  Zusatzbestimmungen 
vom  27.  Januar  1878.  Mexiko  Art.  2,  Ziffer  2  des  Gesetzes 
über  die  Fremden  und  die  Naturalisation  vom  28.  Mai  1886. 
Portugal  Art.  18  des  BGB.  vom  1.  Juli  1867.  San  Salvador 
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BeideBestimmungen  können  natürlich  nebeneinander 
in  einem  Gesetz  Vorkommen.  Eine  genaue  Darlegung 
der  verschiedenen  Bestimmungen  in  ihren  Einzelheiten 
liegt  nicht  im  Zwecke  dieser  Besprechung;  sie  weisen 
untereinander  verschiedentliche  Abstufungen  auf  und 
kann  hierbei  auf  die  Gesetzestexte  verwiesen  werden A). 

Folgende  Beispiele  mögen  die  zuletzt  gemachten 
Ausführungen  begleiten  : 

Das  Kind  eines  schon  in  Frankreich  geborenen 
Deutschen  wird  (nach  Gruppe  1)  Franzose  und  gleich¬ 
zeitig  durch  Abstammung  Deutscher.  Der  Vater  siedelt 
nach  der  Geburt  dieses  Kindes  nach  Italien  über  und 
bleibt  dort  (mindestens  10  Jahre)  wohnen2).  Hier  kommt 
ein  zweites  Kind  zur  Welt.  In  diesem  Falle  wird  auch 
dieses  Kind  —  jedenfalls  bis  zu  seiner  Volljährigkeit, 
und  falls  es  dann  versäumt,  die  italienische  Staatsan¬ 
gehörigkeit  abzulehnen  (Gruppe  2)  endgültig  —  eine 

Art.  42,  Ziffer  2  der  Verfassung  vom  13.  August  1886.  Schweden 
§2,  Satz  1  des  StAG.  vom  1.  Oktober  1894.  Schweiz  Art.  5 
des  Bundesgesetzes  betr.  die  Erwerbung  des  Schweizer  Bürger¬ 
rechts  und  den  Verzicht  auf  dasselbe  vom  25.  Juni  1903.  —  Es 
ist  zweifelhaft,  ob  auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
hierbei  zu  nennen  sind,  oder  ob  die  im  Lande  geborenen  und 
dort  ansässigenKinder  von  Ausländern  unbedingt  die  amerikanische 
Staatsangehörigkeit  erlangen  und  mithin  unter  die  erst  genannte 
Gruppe  fallen.  Die  Praxis  scheint  dies  zu  verneinen.  (Vgl. 
Sieber,  S.  147.) 

1)  Siehe  die  Zusammenstellung  im  Anhang  bei  Cahn,  von 
Keller-Trautmann,  Sieber,  Band  1. 

2)  Art.  3,  Satz  3  des  Gesetzes  vom  13.  Juli  1912. 
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doppelteStaatsangehörigkeit  (dieitalienische  unddeutsche) 
besitzen. 

Besonders  schwerwiegend  in  diesen  Fällen  ist,  dass 
dem  Betreffenden  meist  gar  keine  Möglichkeit  offen  steht, 
der  Doppelstaatlichkeit  durch  Entlassung  aus  einem 
Staatsverband  zu  entgehen.  So  ist  in  oben  erwähntem 
Falle  die  Aufgabe  der  französischen  Staatsangehörigkeit 
vollständig  unmöglich,  die  der  deutschen  nur,  falls  das 
Vormundschaftsgericht  (§  19)  seine  Zustimmung  zur 
Entlassung  gibt.  Auch  dann  ist  die  Entlassung  aus  der 
Staatsangehörigkeit  für  Minderjährige  für  die  Zeit  bis 
zum  vollendeten  17.  Lebensjahre  (Beginn  der  Wehrpflicht) 
beschränkt.  Die  doppelten  militärischen  Verpflichtungen 
müssen  bei  den  Fällen  der  ersten  Gruppe  —  in  Er¬ 
mangelung  von  vertraglichen  Vereinbarungen  —  un¬ 
bedingt  zu  Kollisionen  führen.  Selbst  bei  der  zweiten 
Gruppe,  und  wenn  der  Verzicht  auf  die  Staatsangehörig¬ 
keit  bei  Volljährigkeit  erklärt  wird,  sind  Schwierigkeiten 
nicht  ausgeschlossen.  Die  Erklärung  kann  erst  mit 
der  Volljährigkeit  abgegeben  werden,  der  Betreffende 
gilt  solange  als  Inländer,  und  die  aktive  Militärpflicht 
beginnt  in  der  Regel  schon  während  dieses  Zeitraums1). 


1)  Zur  Verhütung  solcher  Kollisionen  wurde  im  Jahre  1868 
ein  Vertrag  zwischen  Italien  und  der  Schweiz  geschlossen,  dem 
einer  mit  Frankreich  (25.  Juli  1879)  gefolgt  ist,  ebenso  zwischen 
Frankreich  und  Belgien  (Konvention  vom  13.  Juli  1891).  Das 
französische  Gesetz  [vom  15.  Juli  1889  (loi  sur  le  recrutement 
de  l’armee)  lässt  übrigens  die  Streichung  solcher  Personen  aus 
der  Stammrolle  bis  zur  Volljährigkeit  zu. 
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Abgesehen  von  den  vorliegend  geschilderten  Fällen, 
wo  die  Doppelstaatlichkeit  als  Folge  des  Zusammen¬ 
treffens  des  Abstammungsprinzips  mit  den  allgemein 
oder  partiell  gültigen  Sätzen  des  ius  soli  eintrat,  ist  eine 
solche  auch  als  Ausnahmeerscheinung  innerhalb  des 
Abstammungprinzips  zu  verzeichnen. 

In  bezug  auf  die  Staatsangehörigkeit,  welche  das 
Kind  bei  verschiedenen  Staatsangehörigkeiten  der  Eltern 
erlangt,  stimmen  die  Staatsangehörigkeitsgesetze  —  ent¬ 
sprechend  der  vaterrechtlichen  Gliederung  der  Familie  — 
darin  überein,  dass  es  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters 
erhält.  Stirbt  der  Vater  vor  der  Geburt  des  Kindes, 
so  erwirbt  dasselbe  trotzdem  seine  Staatsangehörigkeit. 
Dies  ist  jedoch  noch  einzuschränken. 

Nach  französischem  Recht  soll  im  Falle  des  Ab¬ 
lebens  des  Vaters  vor  der  Geburt  des  Kindes  die  Staats¬ 
angehörigkeit  der  Mutter  massgebend  sein x).  In  diesem 
Falle  tritt  also  Doppelstaatlichkeit  ein,  wenn  z.  B.  der 
verstorbene  Vater  Deutscher,  die  Mutter  Französin  war. 
Aehnlich  würden  die  nach  der  Ehelösung  geborenen 
Kinder  einer  belgischen  Mutter  gleichzeitig  die  deutsche 
und  belgische  Staatsangehörigkeit  erwerben1 2). 

Bei  unehelichen  Kindern  ist  die  Staatsangehörig¬ 
keit  der  Mutter  bestimmend.  Eine  Ausnahme  bildet 
die  Türkei,  sodass  hier  das  uneheliche  Kind  einer 

1)  Die  Praxis  teilt  die  von  der  Theorie  angenommene 
Ansicht  nicht  (vgl.  Weiss,  S.  63;  vgl.  auch  Sieber,  S.  75  I.;  von 
Keller-Trautmann,  S.  42). 

2)  Gesetz  vom  8.  Juni  1909,  Art.  1. 
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Deutschen  und  eines  Türken  gleichzeitig  die  deutsche 
und  türkische  Staatsangehörigkeit  erwirbt1). 

Ebenso  wird  das  uneheliche  Kind  einer  Deutschen, 
wenn  es  von  seinem  französischen  Vater  früher  als  von 
der  Mutter  anerkannt  wird  —  auf  das  Institut  der  An¬ 
erkennung  in  den  Ländern  des  französischen  Rechts¬ 
gebietes  wird  später  noch  eingegangen  werden  —  gleich¬ 
zeitig  Franzose  und  Deutscher2). 

Auch  über  den  Zeitpunkt  des  Erwerbes  der  Staats¬ 
angehörigkeit  bestehen  vereinzelte  Abweichungen.  So 
soll  nach  belgischem  Gesetz3)  die  Empfängniszeit  vor¬ 
zugsweise  berücksichtigt  werden,  wenn  das  Kind  dadurch 
Belgier  wird.  Das  Kind  eines  während  der  Schwanger¬ 
schaft  der  Mutter  in  Deutschland  eingebürgerten  Belgiers 
könnte  demnach  gleichzeitig  als  Belgier  und  Deutscher 
in  Anspruch  genommen  werden4). 

Zur  Vervollständigung  der  vorstehenden  Darstellung 
sei  noch  der  Fall  erwähnt,  dass  ein  eheliches  Kind  von 
einem  Vater,  oder  ein  uneheliches  Kind  von  einer  Mutter 
abstammt,  die  bereits  eine  mehrfache  Staatsangehörig¬ 
keit  besassen.  In  diesem  Falle  wird  dieselbe  auf  das 
Kind  gleichfalls  übergehen. 

1)  Vgl.  Sieber,  S.  161,  Bd.  1. 

2)  In  gleicher  Weise  Belgien,  Gesetz  vom  8.  Juni  1909, 
Art.  2;  Italien,  Gesetz  vom  13.  Juni  1912,  Art.  1,  2;  die 
Niederlande,  Gesetz  vom  12.  Dezember  1892,  Art.  1. 

3)  Gesetz  vom  8.  Juni  1909,  Art.  3. 

4)  Vgl.  in  diesem  Zusammenhang  auch  Art.  2  des  japanischen 
Gesetzes  vom  15.  März  1899. 
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Als  ein  vielbesprochener  Fall  sei  hier  der  Prinz 
Alfred  Herzog  von  Edingburgh,  Zweitältester  Sohn  der 
Königin  Viktoria  von  England  und  Nachfolger  des 
Herzogs  Ernst  II.  von  Sachsen-Koburg-Qotha,  genannt. 
Der  Gemahl  der  Königin  Viktoria  besass  gleichzeitig 
die  koburg-gothaische  und  britische  Staatsangehörigkeit 
und  hat  solche  somit  auch  auf  seinen  Sohn  übertragen  *). 

Als  Gegenstück  hierzu  ist  der  Fall  denkbar,  dass 
ein  von  einem  staatenlosen  Vater  abstammendes  Kind 
gleichfalls  eine  doppelte  Staatsangehörigkeit  erwirbt.  So 
wird  z.  B.  das  in  Frankreich  geborene  Kind  eines  staaten¬ 
losen  Vaters  und  einer  Belgierin  Franzose  und  Belgier. 
Frankreich}  wendet  hier  ausnahmsweise  das  ius  soli  an 
und  Belgien  lässt  die  Staatsangehörigkeit  der  Mutter  in 
diesem  besonderen  Falle  entscheiden.  In  Deutschland 
ist  diese  Erscheinung  nicht  möglich. 

§  2.  Im  folgenden  soll  die  Vereinigung  mehrfacher 
Staatsangehörigkeiten  in  einer  Person  infolge  späteren 
Erwerbes  einer  Staatsangehörigkeit  behandelt  werden. 

Als  erste  solcher  Erwerbsarten  nennt  das  Staats¬ 
angehörigkeitsgesetz  die  Legitimation. 

Eine  nach  den  deutschen  Gesetzen  wirksame 
Legitimation  durch  einen  Deutschen  begründet  für  das 
Kind  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters.  (§  5.) 

Auch  hier  verweisen  wir  für  den  Vergleich  der  in 
den  einzelnen  Ländern  bestehenden  zivilrechtlichen  Unter¬ 
schiede  in  bezug  auf  die  Legitimation  und  die  Möglich¬ 
keit  der  daraus  entstehenden  staatsrechtlichen  Kollisionen 


1)  Vgl.  Cahn,  3.  Auflage,  S.  44. 
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auf  den  nächsten  Abschnitt.  Der  Umstand,  dass  die 
nach  den  Gesetzen  eines  Landes  erfolgte  Legitimation 
in  einem  anderen  Lande  nicht  unbedingt  anerkannt 
wird  und  vice  versa  kann  zur  Folge  haben,  dass  die 
in  dem  einen  Staat  an  die  Legitimation  geknüpften  staats¬ 
rechtlichen  Wirkungen  nicht  entsprechend  im  anderen 
Staate  eintreten. 

Zunächst  erhebt  sich  aber  jedenfalls  die  Frage,  ob 
überhaupt  unter  Ausscheidung  dieser  Kategorie  von 
Konflikten  der  Inhalt  der  Staatsrechte  in  bezug  auf  die 
Wirkungen  der  Legitimation  übereinstimmen. 

Das  deutsche  Staatsangehörigkeitsgesetz  knüpft,  wie 
wir  oben  gesehen  haben,  an  die  Legitimation  den  Erwerb 
der  Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  d.  h.  handelt  es  sich 
um  das  uneheliche  Kind  einer  Ausländerin,  so  erwirbt 
dasselbe  durch  die  Legitimation  eines  deutschen  Vaters 
die  deutsche  Staatsangehörigkeit.  Der  Wechsel  der 
Staatsangehörigkeit  —  es  kann  darüber  nach  dem  Wort¬ 
laut  des  Gesetzes  kein  Zweifel  entstehen,  —  tritt  nicht 
mit  rückwirkender  Kraft  ein,  sondern  vollzieht  sich  mit 
dem  Augenblick  der  Ligitimation. 

Wird  das  uneheliche  Kind  einer  Deutschen  von 
einem  Ausländer  legitimiert,  so  geht  seine  deutsche 
Staatsangehörigkeit  hierdurch  verloren. 

Wie  verhalten  sich  in  bezug  auf  die  Wirkungen  der 
Legitimation  die  internationalen  Staatsangehörigkeits¬ 
gesetze1)?  Es  ist  unmöglich,  auf  diese  Frage  eine 

1)  Cahn,  von  Keller-Trautmann,  Reuss  erörtern  die  Frage 
überhaupt  nicht,  sondern  gehen  stillschweigend  von  der  Prämisse 
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zufriedenstellende  Antwort  zu  geben.  Die  meisten  Staats¬ 
angehörigkeitsgesetze  übergehen  die  Wirkung,  welche 
in  staatsrechtlicher  Beziehung  an  die  Legitimation  zu 
knüpfen  sind,  mit  Stillschweigen.  Mithin  bleibt  es  in 
den  verschiedenen  Ländern  den  Gerichten  oder  Ver¬ 
waltungsbehörden  überlassen,  sich  mit  der  Frage  aus¬ 
einanderzusetzen,  ob  die  zivilrechtlichen  Bestimmungen 
der  Legitimation,  wonach  das  legitimierte  Kind  in  alle 
Rechte  des  legitimen  Kindes  eintritt,  im  staatsrechtlichen 
Gebiet  analog  anzuwenden  sind.  Selbst  wo  dies  ange¬ 
nommen  werden  könnte,  ist  daraus  noch  nicht  per 
argumentum  e  contrario  zu  folgern,  dass  auch  die  Staats¬ 
angehörigkeit  erlöschen  muss,  wenn  das  Kind  einer 
Inländerin  im  Auslande  legitimiert  wird.  So  ergreift, 
wie  wir  im  nachfolgenden  sehen  werden,  die  deutsche 
Einbürgerung  auch  die  Ehefrau  und  Kinder  des  Ein¬ 
gebürgerten,  ohne  dass  sie  deshalb  bei  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  des  Ehegatten  durch  Naturalisation 
im  Auslande  gleichzeitig  ihre  Staatsangehörigkeit  mit 
ihm  verlieren. 

In  der  Frage  der  Doppelstaatlichkeit  interessiert  zu¬ 
nächst  nur  die  Legitimation  als  Verlustgrund,  denn  da 
die  klare  Bestimmung  des  deutschen  Gesetzes  bei  der 

aus,  dass  die  Länder,  soweit  sie  die  Legitimation  kennen,  Er¬ 
werb,  resp.  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  damit  verknüpfen. 
Von  Bodmann,  S.  317,  bemerkt:  „Die  Legitimation  begründet 
nach  der  herrschenden  Auffassung,  auch  da,  wo  die  Landes¬ 
gesetze  es  nicht  ausdrücklich  hervorheben,  für  das  legitimierte 
Kind  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters.“  Ueber  die  Legitimation 
als  Verlustgrund  äussert  er  sich  nicht. 
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Legitimation  eines  unehelichen  deutschen  Kindes  im  Aus¬ 
lande  die  Staatsangehörigkeit  erlöschen  lässt,  kann  für  die 
mehrfache  Staatsangehörigkeit  regelmässig  nur  der  Fall  in 
Frage  kommen,  dass  das  uneheliche  Kind  einer  Aus¬ 
länderin  in  Deutschland  legitimiert  wird,  mithin  diedeutsche 
Staatsangehörigkeit  erwirbt,  ohne  vielleicht  seine  ur¬ 
sprüngliche  Staatsangehörigkeit  zu  verlieren. 

In  einem  i.  J.  1894  vor  dem  Schweizer  Bundesgericht 
zur  Entscheidung  gekommenen  Fall  Fontana,  wo  es  sich 
um  die  Legitimation  eines  unehelichen  Kindes  einer 
Schweizerin  durch  einen  Italiener  handelte,  entschied 
das  Bundesgericht1),  dass  die  Legitimation  die  Aus¬ 
scheidung  des  Kindes  aus  dem  Schweizer  Bürgerrecht 
bewirke.  Ob  diese  Entscheidung  für  alle  späteren  Fälle 
beibehalten  werden  wird,  ist  nicht  zu  beurteilen.  So 
bemerkt  Sieber2)  zu  dieser  Entscheidung:  „Angesichts 
des  Verbots  in  Art.  44  der  Bundesverfassung  steht  freilich 
nicht  ganz  ausser  Zweifel,  ob  die  Legitimation  wirklich 
als  Verlustgrund  des  Bürgerrechts  betrachtet  werden 
darf.  Wenn  wir  uns  vorstehender  Ansicht  des  Bundes¬ 
gerichts  anschliessen,  so  geschieht  dies  ohne  die  innere 
Beruhigung,  welche  sonst  die  richtige  Lösung  einer 
Frage  zu  bringen  pflegt. 

Das  französische  Recht  lässt  der  herrschenden 
Meinung  nach 3)  durch  die  Legitimation  für  das  legitimierte 

1)  Entscheidungen  des  Bundesgerichts  IV.  340  Bundesblatt 
1894  II.  23. 

2)  Bd.  1,  S.  444. 

3)  Weiss,  S.  72  ff.;  Cogordan,  S.  35. 


31 


Kind  den  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  des  französischen 
Vaters  nicht  eintreten,  und  umgekehrt  auch  keinen  Ver¬ 
lust  bei  Legitimation  im  Ausland.  Es  stände  dies  auch 
im  Widerspruch  mit  der  unbestrittenen  französischen 
Auffassung,  wonach  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsan¬ 
gehörigkeit  nur  freiwillig  und  regelmässig  nur  von  einem 
handlungsfähigen  —  dies  wird  wohl  meistens  im  vor¬ 
liegenden  nicht  der  Fall  sein  —  herbeigeführt  werden  kann. 

ln  Oesterreich-Ungarn  ist  es  in  der  Praxis  anerkannt, 
dass,  die  Legitimation  durch  einen  Ausländer  einen  Ver¬ 
lustgrund  des  Bürgerrechts  bilde,  jedoch  mit  der  Ein¬ 
schränkung,  dass  die  im  Auslande  erfolgte  Legitimation 
dortselbst  auch  den  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  zur 
Folge  haben  muss.  Präzise  Bestimmungen  im  Staats¬ 
angehörigkeitsgesetz,  wie  wir  sie  in  Deutschland  finden, 
haben  nur  Schweden  und  Dänemark.  Hier  verlieren 
die  minderjährigen  unehelichen  Kinder  einer  Inländerin 
durch  ihre  spätere  Heirat  mit  dem  ausländischen  Vater 
der  Kinder  ihre  Staatsangehörigkeit. 

Aus  vorstehenden  Ausführungen  ist  ersichtlich,  dass 
man  sich  in  Ermanglung  staatsrechtlicher  Bestimmungen 
bei  der  Mehrzahl  der  Staaten  auf  schwankendem  Boden 
befindet  und  die  Frage  jeweilig  ungleichmässig  zur 
Entscheidung  kommen  kann.  An  und  für  sich  sind 
derartige  Fälle  ja  nicht  so  häufig,  als  dass  sie  praktisch 
von  grosser  Bedeutung  wären. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  erwähnt,  dass 
Grossbritannien  als  einziges  Land  eine  Legitimation 
der  Kinder  durch  nachfolgende  Ehe  überhaupt  nicht 
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kennt.  In  gleicher  Lage  hat  sich  Russland  bis  zum 
Jahre  1891  befunden. 

§  3.  Der  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  des 
Mannes  für  die  Ehefrau  durch  ihre  Verehelichung  und 
ihr  Ausscheiden  aus  dem  ehemaligen  Staatsverband  ge¬ 
hört  zu  den  wenigen  Rechtssätzen,  die  ziemlich  aus¬ 
nahmslos  in  den  internationalen  Staatsangehörigkeits¬ 
rechten  der  heutigen  Kulturwelt  rezipiert  sind.  So  stark 
auch  bei  einzelnen  Staaten  die  Tendenz  zum  Ausdruck 
kommt,  dass  der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  auf 
einem  freiwilligen  und  ausdrücklichen  Willensakt  beruhen 
muss,  hat  dieser  Grundsatz  hinter  dem  der  ehelichen 
Interessen  und  Rechtsgemeinschaft  zurückstehen  müssen. 

„Durch  die  Eheschliessung  mit  einem  Deutschen 
erwirbt  die  Frau  die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes,“ 
besagt  der  §  5  des  Staatsangehörigkeitsgesetzes  und  als 
Korrelat  hierzu  §  17,  6  „Die  Staatsangehörigkeit  geht 
verloren  für  eine  Deutsche  durch  Eheschliessung  mit 
dem  Angehörigen  eines  anderen  Bundesstaates  oder  mit 
einem  Ausländer.“  Gleichmässige  Bestimmungen  finden 
sich  in  allen  internationalen  Staatsangehörigkeitsge¬ 
setzen  *). 

Einige1 2)  machen  hierbei  die  Einschränkung,  dass 
die  einen  Ausländer  heiratende  Inländerin  ihre  Staats- 

1 )  Nur  die  Staatsangehörigkeitsgesetze  von  Argentinien 
und  Venezuela  kennen  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
durch  Heirat  nicht. 

2)  Belgien,  Frankreich,  Italien,  Schweiz,  Costa  Rica, 
Nicaragua,  Honduras,  Mexikanische  Republik,  San  Salvador. 
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angehörigkeit  nur  dann  verlieren  soll,  wenn  sie  mit 
ihrer  Verehelichung  die  Staatsangehörigkeit  des  Ehe¬ 
gatten  erlangt.  Diese  Bestimmung  ist  ziemlich  irrelevant1), 
da  es  wie  gesagt  regelmässig  geschieht2). 

Von  diesen  allgemeinen  Regeln  machen  nur  einige 
südamerikanische  Staaten3)  eine  Ausnahme  für  die¬ 
jenigen  Inländerinnen,  die  bei  ihrer  Verheiratung  ihren 
inländischen  Wohnsitz  beibehalten.  In  diesem  Falle 
wird  die  Ehefrau  eine  doppelte  Staatsangehörigkeit 
besitzen. 

Die  Möglichkeit  mehrfacher  Staatsangehörigkeiten 
infolge  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeitsgesetze 
in  bezug  auf  die  Heirat  ist  auf  die  genannten  Ausnahmen 
beschränkt. 

§  4.  Die  Regelung  der  Aufnahme  Fremder  in  den 
Staatsverband  und  die  Entlassung  der  eigenen  Staats¬ 
angehörigen  bildet  den  Kernpunkt  sämtlicher  Staats¬ 
angehörigkeitsgesetze.  Der  Verlust,  den  die  Volkskraft 
durch  die  Auswanderung  mancher  wertvoller  Elemente 
erleidet  und  den  Zuwachs,  den  sie  durch  Zuzug  Fremder 
erhält,  ergreifen  den  Staat  unmittelbar  an  seinem  Lebens- 

1)  Von  Bedeutung  ist  diese  Bestimmung  nur  für  den  Fall, 
dass  der  Ehemann  staatenlos  ist. 

2)  In  Frage  gestellt  wird  dies  für  die  Türkei,  doch  scheint 
auch  hier  die  Frage  bejaht  werden  zu  müssen.  Vgl.  Weiss,  S.  611, 
Sieber,  S.  162. 

3)  Ecuador,  Guatemala,  auch  die  Vereinigten  Staaten  sind 
hierunter  zu  zählen,  doch  in  Ermangelung  bestimmter  Vor¬ 
schriften  ist  dies  unter  Vorbehalt  anzunehmen.  Vgl.  Sieber,  S.  152. 

3 
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nerv.  Kein  Land  dürfte  an  dieser  Frage  grösseres 
Interesse  haben  als  gerade  Deutschland.  Nach  einer 
Schätzung  der  90er  Jahre  des  letzten  Jahrhunderts  wurde 
die  Zahl  der  in  Deutschland  geborenen  und  in  Europa 
und  aussereuropäischen  Ländern  lebenden  Deutschen 
auf  weit  über  4  Millionen  geschätzt1). 

Welche  Vokskraft,  welche  materiellen  und  im¬ 
materiellen  Güter  können  hier  vergeudet  oder  aber  dem  v 
Heimatstaat  nutzbar  gemacht  werden. 

Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  dass  nirgends  die 
Gegensätze  schärfer  aufeineindergeprallt  sind  und  nirgends 
das  Bedürfnis  nach  einer  einheitlicheren  Lösung  dringender 
sich  fühlbar  gemacht  hat. 

Der  schon  den  Römern  und  Griechen  geläufige 
Grundsatz  ne  quis  in  civitate  maneat  invitus2),  wie  er 
ja  auch  dem  heutigen  Rechtsempfinden  der  modernen 
zivilisierten  Menschheit  entspricht,  war  weit  davon  ent¬ 
fernt,  im  Verlauf  der  staatsrechtlichen  Geschichte  seine 
allgemeine  Gültigkeit  zu  bewahren. 

Ihm  gegenüber  stand  der  Grundsatz  des  englischen 
commen  law  „once  a  subject  always  a  subject“ 3), 
dessen  letztes  Bollwerk  noch  heute  in  der  russischen 
Gesetzgebung  zu  finden  ist,  welche  trotz  verschiedent- 
licher  dem  Reichsrat  vorgelegter  Entwürfe  (1897—1905) 
die  Entlassung  aus  dem  Staatsverband  nur  als  ausser- 

1)  Vgl.  von  Bodmann,  S.  828. 

2)  Cicero  pro  Balbo  C.  XII.  31. 

3)  Dieser  Grundsatz  ist  für  England  erst  durch  die  Akte 
vom  12.  Juli  1870  beseitigt  worden. 
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ordentliche  Massregel  mit  kaiserlicher  ^Genehmigung1) 
kennt. 

Die  Unverträglichkeit  mehrerer  Staatsangehörig¬ 
keiten,  das  Recht  der  freien  Expatriation  und  der  Verlust 
der  alten  Staatsangehörigkeit  durch  Naturalisation  im 
Auslande  hat  sich  seit  der  eingangs  erwähnten  franzö¬ 
sischen  Konstitution  vom  3.  September  1791  in  ver¬ 
schiedenartiger  Form  überall  in  den  internationalen 
Staatsangehörigkeitsgesetzen  durchgesetzt. 

Als  Korrelat  zu  der  in  §  8  des  Gesetzes  geregelten 
Einbürgerung  bestimmt  der  §  25  des  Gesetzes,  dass  ein 
Deutscher,  der  im  Inland  weder  seinen  Wohnsitz  noch 
seinen  dauernden  Aufenthalt  hat,  seine  Staatsangehörig¬ 
keit  mit  dem  Erwerb  einer  ausländischen  Staatsan¬ 
gehörigkeit  verliert,  wenn  dieser  Erwerb  auf  seinen 
Antrag  erfolgt. 

Die  Staatsangehörigkeit  verliert  nicht,  wer  vor  dem 
Erwerb  der  ausländischen  Staatsangehörigkeit  auf  seinen 
Antrag  die  schriftliche  Genehmigung  der  zuständigen 
Behörde  seines  Heimatstaates  zur  Beibehaltung  seiner 
Staatsangehörigkeit  erhalten  hat. 

Wie  hieraus  ersichtlich,  hat  auch  das  deutsche 
Staatsangehörigkeitsgesetz  sich  bis  jetzt  noch  nicht  zu 

1)  Noch  heute  wird  jede  ohne  kaiserliche  Autorisation  im 
Ausland  erfolgte  Naturalisation  mit  dem  Verlust  der  bürgerlichen 
und  politischen  Rechte  und  dauernder  Verbannung  aus  Russland 
bestraft.  Der  Beschuldigte  kann  bei  freiwilliger  Rückkehr  auf 
Lebenszeit  nach  Sibirien  deportiert  werden.  —  Die  Unzerstör¬ 
barkeit  der  Staatsangehörigkeit  gilt  auch  heute  noch  in  Persien. 
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der  letzten  Konsequenz  entschliessen  können,  ein  für 
allemal  durch  den  Erwerb  einer  ausländischen  Staats¬ 
angehörigkeit  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  erlöschen 
zu  lassen.  Im  Gegensatz  zum  Staatsangehörigkeitsgesetz 
vom  1.  Juni  1870,  welches  diesen  Verlustgrund  überhaupt 
nicht  kannte,  muss  man  aber  erfreulicher  Weise  zugeben, 
dass  durch  diese  Neuerung  dem  Unwesen  der  Doppel¬ 
staatlichkeit  entschieden  ein  Damm  entgegengesetzt  ist. 

Das  Gesetz  knüpft  den  Verlust  der  Staatsangehörig¬ 
keit  durch  Naturalisation  im  Auslande  an  folgende 
Voraussetzungen : 

1.  Das  Fehlen  eines  dauernden  Wohnsitzes  noch 
Aufenthaltes  im  Inlande. 

2.  Die  Voraussetzung  eines  Antrages  für  den  Er¬ 
werb  der  ausländischen  Staatsangehörigkeit. 

Im  Falle  der  behördlichen  Genehmigung  wird  die 
Staatsangehörigkeit  jedesmal  erhalten  (Abs.  2  des  §  25) 
Hier  tritt  ohne  weiteres1)  und  vom  Gesetzgeber  ge- 

1)  Sofern  nicht  der  aufnehmende  Staat  seinerseits  das  Aus¬ 
scheiden  aus  dem  ehemaligen  Staatsverband  zur  Voraussetzung 
seiner  Aufnahme  macht.  Dies  ist  regelmässig  nicht  der  Fall. 
Die  Vereinigten  Staaten  verlangen  von  dem  Petenten :  (rev.  st. 
sect.  2165)  „He  shall  declare  on  oath  that  it  is  bona  fide  his 
intention  to  renounce  for  ever  all  allegiance  and  fidelity  to  any 
foreign  prince  state  potentate  or  sovereignety,  of  which  the 
alien  may  be  at  the  time  a  citizien  or  subject.“ 

Aus  dem  letzten  Satz  geht  hervor,  dass  das  tatsächliche 
vorherige  Ausscheiden  aus  dem  Staatsverband  des  Petenten 
nicht  verlangt  wird.  Dieser  Schwur  ist  natürlich  ganz  bedeutungs¬ 
los,  denn  er  kann  das  Ausscheiden  aus  dem  heimischen  Staats- 
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billigt* 1)  doppelte  Staatsangehörigkeit  ein.  Auf  die 
nationalen  Gesichtspunkte,  wie  sie  auch  der  Abfassung 
des  §  25  zugrunde  gelegen  haben,  brauchen  wir  nicht 
nochmals  einzugehen. 

Jedesmal,  wenn  eine  der  unter  1  oder  2  genannten 
Bedingungen  nicht  erfüllt  ist,  wird  die  Staatsangehörig¬ 
keit  nicht  verloren  gehen.  Ob  dies  jedesmal  berechtigt 
ist,  mag  in  Nachfolgendem  dahingestellt  sein. 

Was  das  Erfordernis  des  fehlenden  Wohnsitzes  oder 
Aufenthaltes  betrifft,  so  lässt  sich  sehr  wohl  der  Fall 
denken,  dass  jemand  gleichzeitig  im  Ausland  und  Inland 
einen  Wohnsitz  unterhält,  wovon  er  selten  oder  gar 
keinen  Gebrauch  macht.  Man  stelle  sich  z.  B.  vor,  es 
hat  jemand  eine  Sommervilla  in  Deutschland,  einen 
Jagdbesitz  oder  dergl.  Derartiges  mag  nun  ja  allerdings 
zu  den  Ausnahmefällen  gehören. 

Zahlreicher  sind  die  Kollisionen,  die  sich  bei  Be¬ 
trachtung  des  Antragserfordernisses  ergeben  werden. 
Der  Erwerb  einer  ausländischen  Staatsangehörigkeit 
kann  auf  verschiedenartige  Weise  stattfinden,  ohne  dass 
es  hierzu  eines  besonderen  Antrages  bedürfte. 


verband  nicht  ersetzen.  Es  sind  die  Fälle  denkbar,  dass  der 
Petent  seine  Entlassung  aus  dem  heimatlichen  Staatsverband 
nachträglich  überhaupt  nicht  verlangt  oder  dass  sie  ihm  ver¬ 
weigert  wird.  Aehnliche  Anforderungen  stellen  Kolumbien, 
Costa  Rica,  Ecuador,  Honduras,  Haiti,  Spanien. 

1)  Zur  Begründung  des  Absatzes  2  siehe  die  Aeusserung 
des  Regierungsvertreters  gegenüber  einem  Mitglied  der  Reichs¬ 
tagskommission,  welcher  die  Streichung  beantragte.  (Cahn,  S.  136.) 


38 


Man  wird  verständiger  Weise  die  Bedeutung  des 
Wortes  Antrag  auf  jede  Willensbetätigung  ausdehnen, 
wodurch  der  Betreffende  in  positiver  Weise  seine  Ab¬ 
sicht  kund  gibt,  eine  fremde  Staatsangehörigkeit  zu 
erlangen. 

Hierunter  wird  aber  nicht  zu  verstehen  sein,  wenn 
jemand  es  unterlässt,  von  dem  Rechte  Gebrauch  zu 
machen,  eine  fremde  Staatsangehörigkeit  abzulehnen  *). 
Aber  auch  ipse  iure  ohne  jede  weder  positive  noch 
negative  auf  Erlangung  der  Staatsangehörigkeit  gerichtete 

1)  So  werden  z.  B.  als  brasilianische  Bürger  alle  Ausländer 
betrachtet,  die  Grundbesitz  haben,  mit  Brasilianerinen  verheiratet 
sind  und  in  Brasilien  wohnen,  es  sei  denn  dass  sie  erklären, 
die  brasilianische  Staatsangehörigkeit  nicht  erwerben  zu  wollen. 
(Dekret  vom  12.  November  1902,  §5,  ebenso  Haiti,  Gesetz  vom 
22.  August  1907,  §  7.) 

Hierbei  sei  auch  nochmals  die  im  vorigen  Abschnitt  ge¬ 
nannte  Gruppe  von  Staaten  erwähnt,  welche  die  in  ihrem  Lande 
geborenen  Ausländer  als  Staatsangehörige  in  Anspruch  nehmen, 
sofern  sie  nicht  bei  erreichter  Volljährigkeit  die  Staatsangehörig¬ 
keit  ihres  Geburtslandes  ablehnen.  Diese  Fälle  der  geburtlichen 
Doppelstaatlichkeit  haben  mit  den  vorliegenden  Fällen  des 
späteren  Erwerbes  einer  Staatsangehörigkeit  nichts  zu  tun. 
Es  ist  jedoch  vielleicht  nicht  überflüssig  der  Anschauung  ent¬ 
gegenzutreten,  als  ob  der  Verlustgrund  des  §  25  auch  hierbei 
zur  Anwendung  gebracht  werden  könnte.  Die  Möglichkeit  einer 
Verwechslung  liegt  insofern  nahe,  als  eine  grosse  Reihe  von 
Staaten  den  in  ihren  Ländern  geborenen  Ausländern  das  Recht 
geben,  bei  erreichter  Volljährigkeit  sich  für  ihr  Geburtsland  zu 
erklären  und  diese  und  die  vorige  Gruppe  häufig  nebeneinander 
gestellt  werden.  In  den  zuletzt  genannten  Fällen  tritt  allerdings 
ohne  Zweifel  die  Verlusttätigkeit  des  §  25  in  Aktion. 
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Willensäusserung  kann  jemand  eine  ausländische  Staats¬ 
angehörigkeit  erwerben,  oder  wiedererwerben,  wenn  es 
sich  um  ehemalige  Staatsangehörige  handelt. 

Die  Staatsangehörigkeit  kann  ipse  iure  erworben 
werden  durch  Annahme  einer  Staatsstellung  im  Auslande 
und  durch  Verleihung.  Allerdings  dürften  beide  Fälle 
nicht  sehr  oft  Vorkommen,  letztere  wegen  ihrer  Eigen¬ 
art,  die  erstere,  weil  die  Anzahl  der  hierfür  in  Betracht 
kommenden  Staaten  sehr  beschränkt  ist.  Der  Erwerb 
der  Staatsangehörigkeit  durch  Verleihung  ist  eine  Art 
Ehrenbürgerrecht  und  hat  zur  Voraussetzung,  dass  der 
Betreffende  sich  besondere  Verdienste  um  das  Land 
erworben  hat1).  Die  Anstellung  im  Staatsdienste  als 
ipse  iure  Erwerbsgrund  der  Staatsangehörigkeit  kennen 
ausser  Deutschland  nur  Norwegen2),  Guatemala3)  und 
Uruguay 4). 


1)  Bolivien  Verfassung  vom  15.  Februar  1880,  Art.  32,  3 
(Verleihung  durch  die  Abgeordnetenkammer).  Ecuador  Ver¬ 
fassung  vom  23.  Dezember  1906,  Art.  12,  3  (Verleihung  durch 
den  Kongress).  Griechenland  BGB.  vom  29.  Oktober  1856,  Art.  22 
(Einbürgerung  durch  Gesetz).  Grossbritannien  commenlawsct.  13 
(Verleihung  durch  Bürgerbrief  Ihrer  Majestät).  Italien  Gesetz 
vom  13.  Juli  1912,  Art.  6  (Verleihung  durch  Sondergesetz). 
Paraguay  Verfassung  vom  18.  November  1870  Art.  35,  5  (Ver¬ 
leihung  durch  den  Kongress).  Ungarn  Gesetz  vom  20.  November 
1879,  §  17  (Verleihung  durch  Seine  Majestät  auf  Vorschlag  des 
Ministeriums). 

2)  Gesetz  vom  21.  April  1888,  §  2  c. 

3)  Verfassung  vom  11.  Dezember  1879,  Art.  10. 

4)  Verfassung  vom  10  Dezember  1829,  Art.  8. 
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Das  Wiederaufleben  der  ehemaligen  Staatsangehörig¬ 
keit  bei  Rückverlegung  des  Wohnsitzes,  die  sogenannte 
Reintegration,  findet  sich  bei  europäischen  Staaten  nur 
in  Norwegen1),  bei  überseeischen  Staaten  in  Guatemala2) 
und  Venezuela3).  Hierzu  kommt  noch  der  besondere 
Fall  der  Reintegration  der  ehemaligen  Inländerin,  die 
durch  Verheiratung  mit  einem  Ausländer  ihre  Staats¬ 
angehörigkeit  verloren  hat. 

Die  durch  Heirat  aus  dem  Staatsverband  ausge¬ 
schiedene  Italienerin  erwirbt  die  Staatsangehörigkeit  im 
Falle  der  Auflösung  der  Ehe  wieder,  wenn  sie  über 
2  Jahre  im  Königreich  ihren  Wohnsitz  hat  und  keine 
Kinder  aus  ihrer  Ehe  vorhanden  sind4).  Auch  nach 
rumänischem  Gesetz  wird  die  Witwe  eines  Ausländers, 
welche  vor  ihrer  Ehe  Rumänin  war,  und  zwar  ohne 
weiteres  wieder  Rumänin. 

Aehnliche  Bestimmungen  haben  zahlreiche  andere 
Staaten,  doch  verlangen  sie  gleichzeitig  mit  der  Wohn¬ 
sitznahme  eine  dahingehende  Erklärung,  sodass  sie  als 
unter  den  Verlustgrund  des  §  25  fallend  für  die  vor¬ 
liegende  Betrachtung  nicht  in  Frage  kommen. 

1)  Gesetz  vom  21.  April  1888  in  Verbindung  mit  §  92  a 
und  c  der  Verfassung. 

2)  Fremdengesetz  vom  21.  Februar  1894,  Art  8. 

3)  Naturalitionsgesetz  vom  15.  Mai  1913,  Art.  7,  2. 

4)  Ebenso  Guatemala  Gesetz  vom  21.  Februar  1894,  Art.  17, 
und  Siam  Gesetz  von  1913,  §  11.  —  Die  gleiche  Bestimmung 
galt  auch  für  Bulgarien  im  Art.  26  des  Gesetzes  von  1883,  ist 
jedoch  in  der  neuen  Gesetzgebung  verschwunden. 
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Bisher  wurde  der  Fall  ins  Auge  gefasst,  dass  ein 
Deutscher  eine  fremde  Staatsangehörigkeit  erwirbt.  Der 
folgenden  Untersuchung  bleibt  es  Vorbehalten,  die  Stellung 
des  Ausländers  zu  prüfen,  der  in  Deutschland  einge¬ 
bürgert  wird.  Dies  kann  geschehen  einmal  auf  Grund 
der  Einbürgerung  nach  §  8  des  Staatsangehörigkeits¬ 
gesetzes,  sodann  durch  Anstellung  im  Dienste  eines 
Bundesstaates  (§  14)  oder  im  Reichsdienst  (§  15).  Hat 
der  Ausländer  seinen  Wohnsitz  im  Inland,  so  erfolgt 
die  Einbürgerung  ipso  iure,  es  sei  denn,  es  wird  in  der 
Anstellungsurkunde  ein  Vorbehalt  gemacht1).  Hat  er 
keinen  Wohnsitz  im  Inland,  so  bedarf  es  eines  be¬ 
sonderen  Antrages.  In  keinem  Fall  ist  eine  vorherige 
Auflösung  des  bisherigen  Untertanenverbandes  erforder¬ 
lich.  Die  Frage  der  Doppelstaatlichkeit  wird  sich  somit 
lediglich  danach  richten,  welche  Wirkung  der  ausländische 
Staat  an  die  Naturalisation  in  Deutschland  für  das  Fort¬ 
bestehen  seiner  Staatsangehörigkeit  knüpft. 

Es  sind  zunächst  einige  wenige  Staaten,  welche  der 
Naturalisation  im  Ausland  keinen  Einfluss  auf  das  be¬ 
stehende  Staatsangehörigkeitsverhältnis  einräumen.  Von 
dem  Prinzip  der  Unzerstörbarkeit  der  Staatsangehörig¬ 
keit,  wie  es  noch  heute  in  starrer  Konsequenz  in  Russ¬ 
land  und  Persien  gilt,  war  bereits  früher  die  Rede. 
Hieran  reihen  sich  die  Staaten  Serbien,  die  Türkei,  Ungarn 
und  die  Schweiz,  welche  trotz  erfolgter  Naturalisation 
im  Auslande  ihre  Staatsangehörigkeit  aufrecht  erhalten. 

1)  Natürlich  kann  auch  die  deutsche  Behörde  diesen  Vor¬ 
behalt  ihrerseits  machen. 
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Sämtliche  anderen  Staaten  lassen  durch  die  im  Auslande 
erfolgte  Naturalisation  die  einheimische  Staatsangehörig¬ 
keit  prinzipiell  untergehen.  Hierbei  bringen  von  den 
europäischen1)  Staaten  Gossbritannien 2)  und  Italien3) 
genau  den  Standpunkt  des  deutschen  Gesetzes  zum 
Ausdruck  und  verlangen  für  den  Verlust  der  Staatsan¬ 
gehörigkeit  die  Aufgabe  des  inländischen  Domizils 
und  die  Freiwilligkeit  des  Naturalisationsaktes.  Für 
diese  Staaten  geht  somit  bei  der  Einbürgerung  die  ein¬ 
heimische  Staatsangehörigkeit  nicht  unbedingt  verloren. 
Wie  für  denselben  Fall  oben  ausgeführt,  wird  der  Nicht¬ 
gebrauch  der  Erlaubnis,  die  Staatsangehörigkeit  abzu¬ 
lehnen  (der  Vorbehalt  des  §  15,  Abs.  1)  nicht  als  eine 
auf  Erlangung  der  Staatsangehörigkeit  gerichtete  Willens¬ 
betätigung  aufzufassen  sein,  die  Anstellung  im  Reichs¬ 
dienst  somit  als  ipso  iure  Erwerb  zu  gelten  haben.  Hier 
können  sich  also  die  besprochenen  Fälle  von  Doppel¬ 
staatlichkeit  wiederholen. 

Eine  andere  Gruppe  von  Staaten  stellt  das  Erforder¬ 
nis  der  Aufgabe  des  Wohnsitzes  nicht  auf,  verlangt  aber 
ausdrücklich,  wie  aus  der  Redaktion  der  Gesetze  klar 
hervorgeht,  ebenfalls  die  unbedingte  Freiwilligkeit  der 
Naturalisation4). 

1)  Von  aussereuropäischen  Staaten  Nicaragua,  Gesetz 
vom  21.  Nov.  1912,  Art.  10. 

2)  Gesetz  vom  12.  Mai  1870,  Sekt.  6. 

3)  Gesetz  vom  13.  Juni  1612,  Art.  8,  1. 

4)  Belgien  Gesetz  vom  18.  Juni  1909,  Art.  11,  1.  Japan 
Gesetz  vom  16.  März  1899,  Art.  20.  Niederlande  Gesetz  vom 
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Im  Verkehr  mit  diesen  Staaten  wird  die  Naturalisation 
nach  §  15,  Abs.  1  die  bereits  vorhandene  Staatsange¬ 
hörigkeit  neben  der  neu  erworbenen  deutschen  Staats¬ 
angehörigkeit  bestehen  lassen. 

Alle  anderen  Staaten  sprechen  kurzweg  von  der 
Naturalisation  als  Verlustgrund  der  Staatsangehörigkeit. 
Diese  Redaktion  lässt  aber  nun  keineswegs  die  Auf¬ 
fassung  zu,  als  ob  damit  jede  Naturalisation  den  Verlust 
der  bisherigen  Staatsangehörigkeit  zur  Folge  habe.  Ganz 
im  Gegenteil  auch  hier  wird  regelmässig  anzunehmen 
sein,  dass  nur  der  freiwillige  Erwerb  damit  gemeint  ist. 
So  heisst  es  zwar  im  luxemburgischen  code  civil  Ja 
qualite  de  luxembourgeois  se  perd  par  la  naturalisation 
acquise  en  pays  etrange“  (Art.  17).  Trotz  dieser  ganz 
allgemeinen  Fassung  entschied  aber  die  luxemburgische 
Regierung  im  Falle  eines  in  eisass-lothringischen  Dienst 
getretenen  Luxemburgers  namens  Mertens* 1),  dass  der¬ 
selbe  trotz  seiner  Anstellung  Luxemburger  geblieben  sei 
und  verweigerte  seine  Auslieferung  an  Deutschland  für 
von  demselben  im  Amt  begangene  Vergehen. 

Ebenso  unvereinbar,  vielleicht  noch  in  stärkerem 
Masse,  erscheint  diese  Auffassung  mit  dem  Wortlaut 
des  Gesetzes  der  Vereinigten  Staaten  vom  2.  März  1817. 
„Jeder  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  gilt  als  aus  dem 
Verband  der  Vereinigten  Staaten  ausgeschieden,  sobald 

12.  Dezember  1892,  Art.  7,  3.  Venezuela  Gesetz  vom  15.  Mai 
1913,  Art.  7.  Frankreich  Gesetz  vom  26.  Juni  1889,  Art.  17,  1. 
Bulgarien  Gesetz  vom  8.  und  21.  Dezember  1911,  Art.  17,  1. 

1)  v.  Bodmann,  S.  353. 
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er  in  einem  ausländischen  Staat  rechtsgültig  naturalisiert 
ist  oder  sobald  er  einem  ausländischen  Staat  gegenüber 
den  Eid  der  Treue  geleistet  hat.“  Bei  der  vorerwähnten 
Gruppe  von  Staaten  dürfte  also  die  jeweilige  Praxis  der 
Behörden  oder  Gerichte  entscheidend  für  die  Frage  sein x). 

Soweit  der  §  15  des  deutschen  Gesetzes  für  die 
vorliegende  Frage  in  Betracht  kommt,  erleidet  die  Doppel¬ 
staatlichkeit  dadurch  eine  Einschränkung,  dass  ver¬ 
schiedene  Staaten  ausdrücklich  die  Annahme  einer  aus¬ 
ländischen  Staatsstellung  ohne  Genehmigung  der  Re¬ 
gierung  als  Verlustgrund  aufstellen. 

Als  ein  Beispiel  der  Doppelstaatlichkeit,  wie  sie 
als  Folge  der  geschilderten  Verhältnisse  eintreten  kann, 
sei  der  Fall  des  Prof.  Störk  erwähnt,  welcher  durch 
seine  Anstellung  als  Professor  der  Greifswalder  Uni¬ 
versität  gleichzeitig  Preusse  wurde,  ohne  seine  öster¬ 
reichische  Staatsangehörigkeit  zu  verlieren1 2). 

Noch  eine  weitere  Quelle  der  Doppelstaatlichkeit, 
auch  wo  sonst  die  Staatsangehörigkeit  durch  Naturalisation 
im  Ausland  erlöschen  würde,  kann  die  Nichterfüllung 
der  militärischen  Pflichten  sein.  So  sagt  Artikel  17  des 
französischen  Gesetzes,  dass  für  die  militärpflichtigen 
Personen  die  französische  Staatsangehörigkeit  durch 

1 )  v.  Bodmann,  S.  352,  versteht  unter  dem  Wort  Naturalisation 
nur  den  freiwilligen  Eintritt  in  den  Staatsverband,  doch  ebenso 
wie  das  deutsche  Gesetz  das  Wort  Einbürgerung  unterschieds¬ 
los  verwendet,  lässt  der  Gebrauch  des  Ausdruckes  Naturalisation 
zum  mindesten  eine  zweideutige  Auslegung  zu. 

2)  Vgl.  Weiss,  S.  274. 
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Naturalisation  im  Auslande  nicht  untergeht,  wenn  nicht 
die  besondere  Genehmigung  der  französischen  Regierung 
vorliegt.  §  8  des  italienischen  Gesetzes  bestimmt,  dass 
dieitalienischeStaatsangehörigkeitdurchdieNaturalisation 
zwar  verloren  geht,  die  Verpflichtung  zum  Militärdienst 
aber  nicht  berührt  wird.  In  letzterem  Falle  wird  also, 
wenn  auch  keine  Doppelstaatlichkeit,  so  trotzdem  in 
bezug  auf  die  Militärverhältnisse  eine  doppelte  Ver¬ 
bindlichkeit  entstehen,  falls  der  betreffende  Ausländer 
in  Deutschland  eingebürgert  wird  und  hier  noch  militär¬ 
pflichtig  ist. 

Deutschland  steht  auf  dem  diametral  entgegenge¬ 
setzten  Standpunkt  des  französischen  Rechts.  Nicht  nur 
geht  durch  die  freiwillige  Naturalisation  im  Ausland  ohne 
Rücksicht  auf  die  Militärverhältnisse  die  Staatsange¬ 
hörigkeit  unter,  das  Gesetz  von  1913  stellt  sogar  die 
Nichterfüllung  der  Wehrpflicht  als  selbständigen  Verlust¬ 
grund  der  Staatsangehörigkeit  auf  (§  26),  unbeschadet 
natürlich  der  strafrechtlichen  Folgen  der  Handlung.  Der 
Tatbestand  des  Vergehens  der  Verletzung  der  Wehrpflicht 
muss  aber  nicht  immer  unbedingt  vorliegen.  Man  denke 
sich,  ein  in  Frankreich  geborener  und  dort  erzogener 
Sohn  eines  Deutschen  wird  vor  dem  erreichten  20.  Jahre 
für  volljährig  erklärt  und  Franzose.  Eine  Entlassung 
aus  dem  deutschen  Staatsverband  hätte  er,  sofern  er 
tauglich  ist,  zu  diesem  Zeitpunkt  nicht  mehr  erwirken 
können,  verliert  aber  die  deutsche  Staatsangehörigkeit 
trotzdem  nach  der  klaren  Fassung  des  §  25,  ohne  dass 
ersieh  hierbei  einer  strafbaren  Handlung  schuldig  gemacht 
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hätte.  Es  sei  dies  nur  nebenbei  bemerkt,  denn  für  die 
Doppelstaatlichkeit  kommt  dieser  Widerspruch  nicht 
in  Betracht. 

§  5.  Bevor  wir  die  Betrachtung  der  Doppel¬ 
staatlichkeit  als  Folge  der  Verschiedenheit  der  inter¬ 
nationalen  Bestimmungen  über  die  Naturalisations¬ 
verfahren  abschliessen ,  sind  die  Wirkungen  der 
Naturalisation  und  Expatriation  auf  die  Familienmit¬ 
glieder  nach  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reiches  und 
der  ausländischen  Staaten  einer  kurzen  Prüfung  zu 
unterziehen. 

Zweierlei  Arten  der  prinzipiellen  Behandlung  der 
Naturalisation  und  Expatriation  lassen  sich  für  die  ver¬ 
schiedenen  Staatsangehörigkeitsrechte  aufstellen  in  bezug 
ihrer  Wirkung  auf  die  Familienangehörigen. 

1 l).  Das  Prinzip  der  Familieneinheit  ist  zur  Grund¬ 
lage  genommen.  Einbürgerung  und  Ausbürgerung  er¬ 
strecken  sich  grundsätzlich  auf  die  Ehefrau  und  die  unter 
elterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder. 


1)  Dänemark  Gesetz  vom  23.  März  1908,  Nr.  57,  Art.  4,  5. 
Grossbritannien  Common  law  Sect.  10,  3,  5.  Italien  Gesetz  vom 
13.  Juni  1912,  Art.  11,  12.  Niederlande  vom  12.  Dezember  1892, 
Art,  5,  6,  7.  Schweden  Gesetz  vom  1.  Oktober  1894,  Art.  4,  7. 
Schweiz  Gesetz  vom  25.  Juni  1903,  Art.  3,  9.  Spanien  BGB.  1888, 
Art.  18,  22.  Belgien  Gesetz  vom  8.  Juni  1909,  Art.  5,  6,  11. 
Ungarn  Gesetz  vom  20.  Dezember  1879,  Art.  7,  26.  Oesterreich 
BGB.  1892;  Hofkanzlei  Dekret  vom  17.  Dezember  1817  (vgl. 
Sieber,  S.  280).  Mexiko  Gesetz  vom  28.  Mai  1886,  Art.  2,  Nr.  4. 
China  Gesetz  vom  28.  März  1909,  §  6,  14. 
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21).  Einbürgerung  und  Ausbürgerung  gelten  als 
vollständig  individuelle  Rechtsakte  und  erstrecken  sich 
grundsätzlich  nicht  auf  die  Familienangehörigen. 

Die  erste  Gruppe  umfasst  die  hauptsächlichste  An¬ 
zahl  von  Staaten.  Hierzu  dürften  wohl  auch  diejenigen 
zu  rechnen  sein,  welche  eine  Bestimmung  über  die 
Wirkung  der  Ein-  und  Ausbürgerung  überhaupt  nicht 
treffen2),  und  bei  welchem  die  Vermutung  naheliegt, 
dass  sie  in  concreto  die  zivilrechtlichen  Grundsätze  der 
Familieneinheit  analog  anwenden  würden. 

Auch  bei  den  Staaten  der  zweiten  Gruppe  sind  die 
Bestimmungen  nicht  durchweg  vollständig,  so  z.  B.  im 
französischen  Gesetz,  doch  zeigt  die  übereinstimmende 
Doktrin  und  Praxis,  dass  wir  es  gerade  hier  mit  dem 
Prototyp  der  Auffassung  des  individuellen  Rechtsaktes 
zu  tun  haben. 

Beiden  Gruppen  ist  es  gemeinsam,  dass  vielfach 
unter  Aufrechterhaltung  des  Prinzips  Ausnahmen  ge¬ 
troffen  oder  abweichende  Festsetzungen  zugelassen  sind, 

1)  Frankreich  Gesetz  1889,  Art.  12;  Ausnahme  für  die  minder¬ 
jährigen  Kinder  eines  in  Frankreich  naturalisierten  Elternteiles. 
Griechenland  BGB.  1856,  Art.  17,  Art.  24.  Persien  Gesetz  vom 
7.  August  1894,  Art.  7,  Art.  10.  Russland,  Band  9  der  Gesetzes¬ 
sammlung,  Ausg.  1899,  Art.  84.  Gesetz  Rumänien  Code  civil  1864, 
Art.  16,  §  3.  Türkei  Gesetz  vom  19.  Jannar  1869,  Art.  8.  Bulgarien 
Gesetz  vom  8.  und  21.  Dezember  1911,  Art.  11,  22.  23;  Ausnahme 
für  die  minderjährigen  Kinder  eines  in  Bulgarien  naturalisierten 
Elternteiles. 

2)  Fast  alle  süd-  und  mittelamerikanischen  Staaten,  ebenso 
Serbien. 
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welche  dem  Bedürfnis  entsprechen,  sich  den  anderen 
Gesetzgebungen  anzupassen. 

Ein  gemischtes  System  hat  das  deutsche  Gesetz 
zur  Anwendung  gebracht.  Die  Einbürgerung  von  Aus¬ 
ländern  wird  auf  die  Familienmitglieder  ausgedehnt. 
Der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  und  die  Entlassung 
wird  auf  das  Familienhaupt  beschränkt.  Diese  Lösung 
lässt  sich  logisch  nicht  begründen.  Es  treten  hier,  wie 
schon  öfters  in  der  bisherigen  Behandlung,  die  nationalen 
Tendenzen  zu  Tage.  Andererseits  hat  der  Gesetzgeber 
aber  den  ausländischen  Bestimmungen  Rechnung  ge¬ 
tragen  und  gewährt  die  Möglichkeit,  den  individuellen 
Bedürfnissen  im  einzelnen  Falle  nachzukommen.  §  16, 
Absatz  2  bestimmt,  dass  die  Einbürgerung  sich  auf  die 
Ehefrau  und  unter  elterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder  er¬ 
streckt,  doch  kann  in  der  Urkunde  ein  gegenteiliger 
Vorbehalt  gemacht  werden.  §  18  und  §  25  lassen  Ent¬ 
lassung  bezw.  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  des  Ehe¬ 
manns  für  die  Ehefrau  nicht  eintreten,  doch  kann  sie 
dieselbe  Wirkung  für  sich  herbeiführen,  wenn  sie  dem 
Antrag  des  Ehemanns  zustimmt  oder  im  Falle  des  Ver¬ 
lustes  nach  §  25  dieselben  Voraussetzungen  wie  für  den 
Verlust  der  Staatangehörigkeit  des  Ehemanns  vorliegen. 
Dasselbe  gilt  in  ähnlicherWeise  für  die  Kinder1)*  Mit- 

1)  Für  die  Fälle,  wo  der  Antrag  auf  Entlassung  die  Genehmi¬ 
gung  der  Vormundschaftsbehörde  bedarf,  ist  zu  bemerken,  dass 
dieselbe  nicht  auf  das  öffentliche  Interesse  zu  achten  hat,  sondern 
lediglich  das  Wohl  des  Kindes  im  Auge  zu  behalten  hat.  (Vgl. 
Entscheidung  des  Kammergerichts,  bei  Cahn,  S.  118.) 
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hin  ist  dem  deutschen  Gesetz  nach  Vorsorge  getroffen, 
dass  bei  Beobachtung  der  nötigen  Sorgfalt  das  Ein¬ 
treten  einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit  vermieden 
werden  kann.  Wir  gehen  dabei  von  der  Vorstellung 
aus,  dass  das  Herbeiführen  einer  doppelten  Staatsan¬ 
gehörigkeit  wohl  selten  beabsichtigt  sein  dürfte,  denn 
die  möglicherweise  hieraus  für  den  Betreffenden  er¬ 
wachsenden  Vorteile  dürften  kaum  die  Nachteile  auf¬ 
wiegen,  die  ein  solches  Zwitterverhältnis  verursachen 
kann..  In  vielen  Fällen  jedoch  wird  es  an  der  Kennt¬ 
nis  der  einschlägigen  Bestimmungen  mangeln.  Es  möge 
hier  als  Beispiel  ein  Fall  angeführt  werden,  der  noch 
unter  der  Geltung  des  alten  Staatsangehörigkeitsgesetzes 
vorkam,  der  aber  gerade  so  heute  noch  eintreten  könnte1). 
Ein  in  Frankreich  geborener  Sohn  französischer  Eltern 
hatte  durch  die  Naturalisation  seines  Vaters  gleichfalls 
die  deutsche  Staatsangehörigkeit  erworben.  Nach  Er¬ 
füllung  seiner  deutschen  Dienstpflicht  trat  er  1892  in 
Pont-ä-Mousson  in  Privatdienste.  Kaum  hatte  er  jedoch 
französischen  Boden  betreten,  als  er  von  den  dortigen 
Gendarmen  verhaftet  und  als  Refrakträr  kriegsgerichtlich 
abgeurteilt  wurde,  da  er  für  seine  Person  durch  die 
Expatriation  des  Vaters  die  französische  Nationalität 
keineswegs  verloren  habe.  Die  deutsche  Regierung 
verwandte  sich  für  seine  Begnadigung2). 

1)  Bodmann,  S.  343. 

2)  In  diesem  Zusammenhang  sei  ein  napoleonisches  Dekret 
vom  26.  August  1811  genannt,  wonach  selbst  der  expatriierte 
Franzose  mit  dem  Tode  bestraft  wird,  sofern  er  die  Waffen 
gegen  Frankreich  trägt. 
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Zum  Schluss  sei  noch  erwähnt,  dass  die  meisten 
Gesetze  eine  besondere  Bestimmung,  ob  das  uneheliche 
Kind  dem  Staatsangehörigkeitswechsel  der  Mutter  folge, 
nicht  vorgesehen  haben.  Nach  dem  deutschen  Gesetz 
ist  dies  entschieden  zu  verneinen.  Die  Wirkungen  des 
Staatsangehörigkeitswechsels  gelten  nur  für  minderjährige 
Kinder,  die  unter  elterlicher  Gewalt  stehen.  Da  die 
uneheliche  Mutter  nach  bürgerlichem  Recht  eine  solche 
nicht  besitzt,  finden  die  obigen  Bestimmungen  keine 
Anwendung.  Ob  die  ausländischen  Staaten  dasselbe 
Prinzip  walten  lassen,  wird  meistens  eine  Frage  der 
Praxis  sein.  Ausdrücklich  bestimmt  nur  das  dänische 
Gesetz1):  „In  den  Fällen,  in  denen  nach  den  Be¬ 
stimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  eheliche  Kinder 
der  Staatsangehörigkeit  des  Vaters  folgen,  richtet  sich 
die  staatsbürgerliche  Stellung  des  unehelichen  Kindes 
nach  derjenigen  der  Mutter“2).  Denselben  Grundsatz 
vertritt  die  österreichische  Praxis.  Auch  hier  ist  also 
eine  Quelle  für  das  Entstehen  einer  mehrfachen  Staats¬ 
angehörigkeit  gegeben. 

B.  Staatenlosigkeit. 

§  6.  Die  Staatenlosigkeit  ergibt  sich  aus  dem 
bisher  entworfenen  Bild  als  ein  notwendiges  Korrelat 
der  Doppelstaatlichkeit.  Es  sind  die  kontradiktorischen 
Gegensätze  derselben  Erscheinungsform,  welche  die  Ver- 

1)  Gesetz  Nr.  57  vom  23.  März  1908,  §  7. 

2)  Ausgenommen  bei  der  Verheiratung  der  Mutter  mit  einem 
anderen  als  dem  Vater  der  Kinder. 
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schiedenheit  der  einzelnen  Staatsangehörigkeitsrechte 
bildet.  Die  Doppelstaatlichkeit  ist  die  positive  Geltend¬ 
machung  dieses  Zustandes,  die  Staatenlosigkeit  die 
negative.  Aeussert  sich  die  eine  in  der  gleichzeitigen 
Ausdehnung  der  Herrschaft  mehrerer  Staaten  auf  ein 
und  dasselbe  Individuum,  so  ist  die  andere  die  Ver¬ 
neinung  desselben  Prinzips.  Es  ist  kaum  notwendig, 
die  bisher  geschilderten  Verhältnisse  auch  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  zu  beleuchten,  sie  ergeben  sich  ohne 
weiteres  aus  der  vorigen  Behandlung.  Der  Vollständig¬ 
keit  halber  seien  sie  nochmals  in  Kürze  rekapituliert. 

Der  Erwerb  einer  mehrfachen  Staatsangehörigkeit 
bei  der  Geburt  wurde  zurückgeführt  auf  das  Zusammen¬ 
treffen  zweier  gegensätzlicher  Systeme,  des  ius  sanguinis 
und  des  ius  soli  oder  innerhalb  des  gemischten  Systems 
auf  die  jeweilige  Kollision  dieser  beiden  Prinzipien. 
Fügt  es  sich  nun,  dass  in  bezug  auf  ein  und  dasselbe 
Individuum  keiner  der  Tatbestände  verwirklicht  ist,  auf 
Grund  deren  entweder  das  eine  oder  das  andere  der 
Systeme  als  begründender  Faktor  der  Staatsangehörig¬ 
keit  in  Anwendung  kommt,  so  tritt  eben  gar  kein  Er¬ 
werb  der  Staatsangehörigkeit  ein.  Mit  anderen  Worten 
und  in  bezug  auf  Deutschland:  Wird  das  Kind  aus¬ 
ländischer  Eltern,  die  einem  Staate  mit  reinem  ius  soli 
angehören,  in  Deutschland  geboren,  so  ist  es  ohne 
Staatsangehörigkeit.  Der  Staat  des  Territorialprinzips 
verweigert  ihm  die  Staatsangehörigkeit,  weil  das  Er¬ 
fordernis  der  Geburt  im  Lande  nicht  erfüllt  ist,  Deutsch¬ 
land  als  Staat  des  Abstammungsprinzips,  ebenfalls, 
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weil  das  Erfordernis  der  Abstammung  von  inländischen 
Eltern  nicht  vorhanden  ist.  So  wird  z.  B.  das  in  Deutsch¬ 
land  geborene  Kind  argentinischer  Eltern  heimatlos  sein. 

In  bezug  auf  das  Geltungsgebiet  des  gemischten 
Systems  werden  Kinder  von  Angehörigen  dieser  Staaten, 
welche  in  Deutschland  geboren  sind,  gleichfalls  dann 
heimatlos,  wenn  für  die  Beurteilung  ihrer  Staatsangehörig¬ 
keit  im  Heimatstaat  der  Eltern  Grundsätze  des  ius  soll* 
zur  Anwendung  kommen.  So  wird  das  uneheliche 
in  Deutschland  geborene  Kind  einer  Engländerin  staaten¬ 
los,  weil  England  für  diese  Gruppe  von  Kindern  die 
Geltung  des  Abstammungsgrundsatzes  verneint. 

Da  Kinder  von  Deutschen  unter  allen  Umständen 
die  deutsche  Staatsangehörigkeit  erwerben,  kommt  für 
sie  die  vorliegende  Frage  nicht  in  Betracht.  Der  Ab¬ 
stammungsgrundsatz  bei  der  Geburt  kann  dem  Entstehen 
von  Staatenlosigkeit  nur  dann  zugrunde  liegen,  wenn 
schon  die  Eltern  heimatlos  waren,  ln  diesem  Falle 
erwirbt  das  Kind  den  Status  der  Elten  oder  bei  unehelichen 
Kindern  den  der  Mutter,  wird  mithin  staatenlos,  es  sei 
denn,  es  treten  subsidiäre  Ausnahmevorschriften J)  in 
Geltung.  Dies  ist  in  Deutschland  nicht  der  Fall. 

Im  früheren  Teil  der  Untersuchung  wurden  die 
späteren  Erwerbsarten  der  Staatsangehörigkeiten  darauf¬ 
hin  geprüft,  ob  sich  der  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit 
in  einem  Staate  ohne  Einfluss  auf  den  Fortbestand 
der  Staatsangehörigkeit  im  ursprünglichen  Heimatstaat 
vollziehen  kann.  Für  das  Problem  der  Staatenlosigkeit 


1)  Vgl.  S.  27. 
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wird  umgekehrt  die  Frage  aufzuwerfen  sein,  welche 
Beziehungen  zwischen  dem  Verlust  der  Staatsangehörig¬ 
keit  und  dem  evtl.  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  in 
einem  anderen  Staate  besteht.  Was  zunächst  das  Institut 
der  Legitimation  betrifft,  so  wurde  früher  besprochen, 
dass  die  Legitimation  durch  einen  deutschen  Vater 
stets  den  Erwerb  der  deutschen  Staatsangehörigkeit,  die 
Legitimation  durch  den  ausländischen  Vater  stets  den 
Verlust  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  zur  Folge 
haben.  Für  die  Staatenlosigkeit  kann  somit  nur  der  Fall 
in  Frage  kommen,  dass  die  deutsche  Staatsangehörigkeit 
durch  die  Legitimation  eines  ausländischen  Vaters  unter¬ 
geht,  ohne  dass  das  legitimierte  Kind  die  ausländische 
Staatsangehörigkeit  erwirbt.  Ueber  die  Legitimation  in  den 
ausländischen  Staaten  ist  eingehend  gesprochen  worden. 
Es  genügt,  festzustellen,  dass  jedesmal,  sobald  der  eben 
erwähnte  Tatbestand  verwirklicht  ist,  Staatenlosigkeit 
eintritt.  Beispielsweise  wird  das  uneheliche  Kind  einer 
Deutschen,  welches  von  seinem  französischen  Vater 
legitimiert  wird,  heimatlos.  Als  besonders  schwerwiegend 
ist  anzuführen,  dass  für  das  betreffende  Kind,  falls  es 
minderjährig  ist,  keine  Möglichkeit  besteht,  bis  zum 
erreichten  volljährigen  Alter  die  Wiedereinbürgerung  zu 
beantragen.  Denkbar  wäre  auch  der  Fall,  dass  die 
ausländische  Praxis  zwar  den  Erwerb  der  Staatangehörig¬ 
keit  für  das  Kind  an  die  Legitimation  knüpft,  jedoch 
nur  für  minderjährige  Kinder,  während  die  deutsche 
Praxis  beide  gleichmässig  behandelt,  sofern  es  sich  nicht 
um  verheiratete  Töchter  handelt. 
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Auch  für  die  Legitimation  trifft  es  zu,  soweit  ihr, 
wie  in  Deutschland,  eine  staatsrechtliche  Wirkung  bei¬ 
gemessen  ist,  dass  die  Legitimation  durch  einen  heimat¬ 
losen  Vater  gleichfalls  Staatenlosigkeit  begründet. 

Die  staatsrechtlichen  Wirkungen  der  Eheschliessung 
gehören  zu  den  wenigen,  die  eine  ziemlich  einheitliche 
internationale  Regelung  gefunden  haben.  Jedenfalls  gibt 
es  mit  Ausnahme  von  Ecuador  und  der  Türkei  — 
und  auch  für  letztere  ist  die  Frage  bestritten  —  keinen 
modernen  Staat,  der  die  Eheschliessung  nicht  als  Er¬ 
werbsgrund  der  Staatsangehörigkeit  gelten  lässt.  Die 
Staatenlosigkeit,  die  anlässlich  der  Eheschliessung  ein- 
treten  könnte,  ist  damit  auf  diejenigen  Fälle  beschränkt, 
in  denen  eine  Frau  sich  mit  einem  heimatlosen  Mann 
verehelicht.  Im  Hinblick  auf  diese  Möglichkeit  haben 
einige  Staaten  fürsorglich  die  Bestimmung  getroffen, 
dass  die  einen  Ausländer  heiratende  Inländerin  ihre 
Staatsangehörigkeit  nur  verliert,  falls  sie  die  Staats¬ 
angehörigkeit  ihres  Mannes  erwirbt  und  derselbe  tat¬ 
sächlich  eine  solche  besitzt1).  Dem  deutschen  Gesetz 
ist  diese  Bestimmung  unbekannt. 

Wir  kommen  zum  Schlüsse  zu  der  Naturalisation 
und  Expatriation  als  Ursache  der  Staatenlosigkeit.  Die 
Bestimmungen  des  deutschen  Gesetzes  über  die  Ein- 

1)  Belgien  Gesetz  vom  1 .  Juni  1909,  Art.  11,  Nr.  2.  Frank¬ 
reich  C.  c.,  Art.  19,  Fassung  des  Gesetzes,  vom  26.  Juni  1889. 
Italien  Gesetz  vom  13.  Juni  1912,  Art.  10,  Abs. 3.  Schweiz  Bundes¬ 
blatt  1901  II,  S.  17.  Mexiko  Gesetz  vom  28.  Mai  1886,  Art.  2, 
Abs.  4. 
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bürgerung  und  Ausbürgerung  machen  die  Schaffung 
des  Zustandes  der  Heimatlosigkeit  ziemlich  unwahrschein¬ 
lich.  Der  Verlustgrund  des  §  25  schliesst  dieselbe 
naturgemäss  ganz  aus,  jedenfalls  soweit  das  Familien¬ 
haupt  in  Frage  kommt.  Bei  Entlassung  kann  die 
Staatenlosigkeit  eintreten,  wenn  dieselbe  nicht  mit  gleich¬ 
zeitiger  Einbürgerung  in  einem  anderen  Staat  verbunden 
ist.  Hierbei  trägt  der  Betreffende  selber  das  Verschulden 
an  dem  Zustande,  denn  regelmässig  verlangt  kein  Staat 
für  den  Erwerb  der  Staatsangehörigkeit  den  vorherigen 
Austritt  aus  dem  bisherigen  Staatsverband.  Nur  der 
Verlust  der  Staatsangehörigkeit  durch  Ausspruch  der 
Behörde  wird  Staatenlosigkeit  herbeiführen,  es  müsste 
denn  Doppelstaatlichkeit  vorher  bestanden  haben.  Die 
Zweckmässigkeit  dieses  Verlustgrundes  lässt  sich  über¬ 
haupt  bestreiten,  zumal  derselbe  im  internationalen 
Uebernahmeverkehr  regelmässig  von  den  ausländischen 
Staaten  nicht  anerkannt  wird.  Ueber  die  verschiedenen 
Bestimmungen,  welche  nach  den  Gesetzgebungen  der 
ausländischen  Staaten  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit 
herbeiführen  können,  ist  hier  nicht  zu  sprechen. 

Soweit  die  Wirkungen  des  Staatsangehörigkeits¬ 
wechsels  auf  die  Ehefrau  und  die  unter  elterlicher  Gewalt 
stehenden  Kinder  für  den  vorliegenden  Gesichtspunkt 
in  Frage  kommen,  müsste  in  Anbetracht  der  Bestimmungen 
des  deutschen  Gesetzes  angenommen  werden,  dass  die 
Staatenlosigkeit  beabsichtigt  ist.  Wie  früher  erwähnt, 
erstreckt  sich  die  Einbürgerung  in  Ermangelung  eines 
gegenteiligen  Vorbehalts  gleichzeitig  auf  die  Ehefrau  und 


56 


Kinder,  während  im  entgegengesetzten  Falle  die  Aus¬ 
bürgerung  der  Ehefrau  und  Kinder  nur  bei  besonderem 
Antrag  ihrerseits  ergreift.  Höchstens  lässt  sich  der 
Fall  denken,  dass  die  Ausbürgerung  in  der  irrigen 
Annahme  beantragt  wird,  dass  die  neu  erworbene 
Staatsangehörigkeit  des  Ehemanns  und  Vaters  sich  auch 
auf  die  Angehörigen  erstrecke,  während  dies,  wie  z.  B. 
in  Frankreich,  nicht  der  Fall  ist. 


II.  Abschnitt. 


§  7.  Im  Verlauf  der  bisherigen  Behandlung  sind 
die  Fälle  der  Doppelstaatlichkeit  und  Staatenlosigkeit 
zur  Betrachtung  gekommen,  soweit  sie  in  den  Wider¬ 
sprüchen  oder  den  Lücken  der  unmittelbar  zur  An¬ 
wendung  kommenden  staatsrechtlichen  Gesetzgebungen 
ihren  Ursprung  haben.  Wie  schon  eingangs  erwähnt, 
finden  die  Konflikte  der  Staatsangehörigkeit  damit  nicht 
ihre  Begrenzung.  Sie  entwickeln  sich  nicht  nur  auf  dem 
Boden  der  einzelnen  staatsrechtlichen  Gesetzgebungen, 
sondern  auch,  wo  dieselben  ihrem  Inhalt  nach  überein¬ 
stimmen,  bietet  ihnen  die  Verschiedenheit  der  inter¬ 
nationalen  bürgerlichen  Rechtsordnungen  ein  weiteres 
Feld. 

Die  Staatsangehörigkeitsrechte  knüpfen  den  Erwerb 
oder  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  sofort  bei  der  Ge¬ 
burt  an  die  Tatsache  der  Geburt  im  Lande  (ius  soli) 
oder  der  Abstammung  (ius  sanguinis)  oder  später  an 
besondere  Rechtsakte  (Legitimation,  Heirat).  Bezüglich 
der  Institute  der  Legitimation  und  Heirat  bedarf  es  keiner 
weitläufigen  Begründung,  dass  die  Verschiedenheit  der 
bürgerlichen  Rechte  hinsichtlich  ihrer  Gültigkeit  mittelbar 
auch  auf  die  Staatsangehörigkeit  und  ihren  Wechsel  ein¬ 
wirken.  Aber  auch  Geburt  und  Abstammung  sind  keine 
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natürlichen  Tatsachen,  sondern  rechtlich  geformte  Tat¬ 
bestände.  Die  Geburt  ist  insofern  ein  rechtlich  geformter 
Begriff,  als  es  dem  Gesetz  überlassen  ist,  den  Augen¬ 
blick  zu  normieren,  in  welchem  die  Trennung  des  Be¬ 
griffes  der  Leibesfrucht  von  dem  rechtlich  existierenden 
Menschen  stattfindet.  Tatsächlich  wurde  früher  nach¬ 
gewiesen,  dass  ausnahmsweise  einzelne  Gesetzgebungen 
den  Moment  der  Konzeption  oder  einen  Zeitpunkt 
zwischen  der  Konzeption  und  dem  natürlichen  Vorgang 
der  Geburt  für  die  staatsrechtliche  Begriffsbestimmung 
der  Geburt  massgebend  sein  lassen1).  Regelmässig  ist 
aber  der  Begriff  der  Geburt  in  den  Gesetzen  natürlich 
genommen.  Soweit  hiernach  der  Erwerb  der  Staats¬ 
angehörigkeit  durch  die  Geburt  in  den  Staaten  des 
ausschliesslichen  Territorialsystems  stattfindet,  können 
Schwierigkeiten  der  bezeichneten  Art  regelmässig  nicht 
auftreten.  ln  dem  Geltungsgebiet  des  Abstammungs¬ 
prinzips  hingegen  oder  wo  neben  dem  Territorialsystem 
das  Abstammungssystem  in  Kraft  ist,  muss  zu  dem  Be¬ 
griffe  der  Abstammung  nicht  nur  festgestellt  werden, 
dass  das  Kind  ein  leibliches  Kind  dieser  Eltern  ist, 
sondern  auch,  ob  es  ein  eheliches  oder  uneheliches 
Kind  ist.  Die  einzelnen  bürgerlichen  Rechte  stützen 
die  Begriffe  der  Ehelichkeit  und  Unehelichkeit  auf  recht¬ 
liche  Voraussetzungen. 

Bei  der  ehelichen  Geburt  muss  ein  bestimmtes  Zeit¬ 
verhältnis  der  Zeugung  zur  Ehe  bestehen.  Fällt  dieser 
Zeitpunkt  vor  die  Ehe,  so  lässt  z.  B.  das  BGB.  (§  1592) 


1)  Vgl.  S.  26. 
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für  die  Ehelichkeitsvermutung  die  Zeit  vom  181.  bis 
zum  302.  Tag  vor  der  Geburt  massgebend  sein,  der 
Code  civil  (Art.  315)  die  Zeit  vom  180.  bis  300.  Tag. 
ln  England  ist  es  eine  Tatfrage.  Auch  kennt  das  BGB. 
eine  Verlängerung  der  Empfängniszeit  über  den  302.  Tag 
vor  der  Geburt  zugunsten  der  Ehelichkeit  des  Kindes, 
wenn  es  feststeht,  dass  das  Kind  innerhalb  dieser  Zeit 
empfangen  wurde.  Das  deutsche  Gesetz  regelt  ferner 
die  Vermutung,  dass  gerade  der  Ehemann  in  der  frag¬ 
lichen  Zeit  der  Mutter  beigewohnt  hat  (§§  159  II,  1720  II). 
Es  liesse  sich  sogar  der  Fall  denken,  dass  das  Kind 
als  eheliches  Kind  dieses  Mannes  und  gleichzeitig  auch 
eines  anderen  betrachtet  wird.  Hat  die  Frau  nach  Auf¬ 
lösung  der  ersten  Ehe  sich  wieder  verheiratet,  und  wird 
das  Kind  vor  Ablauf  der  Wartezeit  geboren,  so  kann 
die  Entscheidung  des  Gesetzes  über  die  anzunehmende 
Vaterschaft  (BGB.  §  1600)  in  den  verschiedenen  bürger¬ 
lichen  Rechtsordnungen  ungleichmässig  getroffen  sein. 
Eine  weitere  Rechtsvermutung  bezieht  sich  darauf,  dass 
das  Kind  tatsächlich  ein  leibliches  Kind  des  Ehemannes 
ist.  (BGB.  §§  1591  I,  1720  I.) 

Es  ist  klar,  dass  die  internationalen  Rechtsordnungen 
in  bezug  auf  die  Regelung  dieser  Verhältnisse  mannig¬ 
faltige,  von  den  deutschen  abweichende  Bestimmungen 
aufweisen.  In  diesem  Zusammenhang  ist  das  dem 
französischen  Recht  eigentümliche  Institut  der  An¬ 
erkennung  zu  nennen,  wonach  selbst  zu  dem  Begriffe 
der  Unehelichkeit  bei  der  Geburt  die  Tatsache  der  An- 
*  erkennung  hinzukommen  muss.  Ohne  dieselbe  wird 
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ein  nach  deutschem  Rechte  uneheliches  Kind  als  Kind 
unbekannter  Abstammung  gelten  und  bezüglich  der 
Staatsangehörigkeit  nach  den  Grundsätzen  des  ius  soli 
behandelt  werden.  Es  ergeben  sich  naturgemäss  aus 
der  verschiedenen  Beurteilung  dieser  bürgerlichen  Vor¬ 
fragen  auch  Widersprüche  in  der  Behandlung  der  Staats¬ 
angehörigkeitsfrage.  Folgende  Verschiedenheiten  können 
nach  den  vorangehenden  Ausführungen  in  besonderer 
Beziehung  auf  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  zutage 
treten. 

1.  In  Deutschland  gilt  das  Kind  als  eheliches  Kind, 
in  einem  anderen  Staate  als  uneheliches  Kind  oder  als 
Kind  unbekannter  Abstammung. 

2.  Gleichmässige  Geltung  des  Kindes  als  eheliches 
oder  uneheliches  Kind,  aber  nicht  desselben  Mannes, 
resp.  eines  ausländischen  Vaters  oder  einer  deutschen 
Mutter. 

Dieselben  Widersprüche  können  sich  auch  aus  den 
Bestimmungen  ergeben,  welche  jeweilig  die  Ehelichkeits¬ 
anfechtungsklage  und  ihren  Vollzug  regeln,  selbst  wenn 
materiellrechtlich  keine  Verschiedenheiten  vorhanden  sind. 

Nun  wird  vorliegenden  Falles  der  Richter  nicht  un¬ 
bedingt  sein  eigenes  bürgerliches  Recht  anzuwenden 
haben.  Er  wird  sich  zunächst  nach  den  Kollisions¬ 
normen  seines  Landes  zu  richten  haben  *).  Selbst  bei 
Verschiedenheit  der  bürgerlichen  Rechtsordnungen  könnte 
also  unter  Zugrundelegung  gleicher  Kollisionsnormen 


1)  Vgl.  betr.  ehelicher  Abstammung  Art  18,  Einf.-G.  zum  BGB. 
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in  den  beteiligten  Staaten  eine  einheitliche  Beurteilung 
des  Falles  erzielt  werden.  Hierfür  gilt  jedoch,  dass  auch 
die  Kollisionsnormen  in  den  einzelnen  Ländern  weit 
davon  entfernt  sind,  eine  übereinstimmende  Normierung 
aufzuweisen,  teilweise  überhaupt  nicht  vorhanden  sind. 

Bezüglich  der  Konsequenzen,  welche  sich  aus  der 
jeweiligen  Beurteilung  dieser  bürgerlichen  Vorfragen  für 
die  Konflikte  der  Staatsangehörigkeit  ergeben,  kann  auf 
den  früheren  Abschnitt  verwiesen  werden. 

Dieselben  Schwierigkeiten  der  verschiedenen  Be¬ 
urteilung  der  Ehelichkeit  oder  Unehelichkeit  eines  Kindes 
und  ihre  Uebertragung  auf  das  staatsrechtliche  Gebiet 
treten  aber  noch  weiter  zurück  ebenfalls  in  Erscheinung. 
Die  eheliche  Abstammung  eines  Kindes  hat  zunächst 
zur  Voraussetzung,  dass  überhaupt  eine  gültige  Ehe 
besteht.  Eine  Ehe  kann  nach  dem  bürgerlichen  Recht 
des  einen  Landes  als  gültig,  nach  dem  des  anderen  als 
ungültig  gelten.  Kommt  im  besonderen  Falle  dem 
ehelichen  Kinde  eine  andere  Staatsangehörigkeit  zu  als 
dem  unehelichen  Kinde,  so  ist  auch  hier  wieder  der 
Grund  zur  Staatenlosigkeit  oder  Doppelstaatlichkeit  gelegt. 
Eine  nähere  Ausführung  der  Verschiedenheiten  des 
internationalen  Eherechts  liegt  nicht  im  Rahmen  vor¬ 
liegender  Abhandlung.  Inwieweit  man  durch  ein  inter¬ 
nationales  Abkommen  die  gerade  auf  dem  Gebiete  des 
Eherechts  als  besonders  störend  empfundene  Verschieden¬ 
heit  des  internationalen  Privatrechts  zu  beseitigen  ver¬ 
sucht  hat,  wird  im  folgenden  Abschnitt  noch  kurz  zu 
erwähnen  sein.  Auch  handelt  es  sich,  wie  im  vorher- 
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gehenden,  nicht  nur  um  die  materiellrechtlichen  Ver¬ 
schiedenheiten  des  bürgerlichen  Rechtes,  sondern  auch 
der  Ehenichtigkeitsklage  und  ihres  Vollzuges.  Die  Ehe 
kann  in  dem  einen  Staate  als  noch  zu  Rechte  bestehend, 
in  dem  anderen  als  nichtig  gelten.  Heiratet  der  Ehe¬ 
mann  wieder,  so  werden  die  Kinder  in  dem  einen 
Staate  als  ehelich,  in  dem  anderen  als  unehelich  gelten. 
Es  sei  auch  noch  auf  den  Fall  hingewiesen,  dass  nicht 
nach  allen  Rechtsordnungen  und  unter  allen  Umständen 
die  Kinder  aus  nichtigen  Ehen  rückwärts  als  unehelich 
gelten,  mithin  ihre  Staatsangehörigkeit  verlieren1). 

Es  mag  bei  vorliegenden  Hinweisen  sein  Bewenden 
haben.  Es  hiesse  den  ganzen  Bereich  der  deutschen 
und  der  internationalen  bürgerlichen  und  zivilprozessualen 
Bestimmungen  durchgehen,  wollte  man  sämtliche  hier¬ 
bei  denkbaren  Widersprüche  aufdecken.  Ihre  Ein¬ 
wirkung  auf  die  staatsrechtliche  Frage  der  Doppelstaat¬ 
lichkeit  und  Staatenlosigkeit  liegt  auf  der  Hand.  Be¬ 
züglich  der  Kollisionsnormen  des  deutschen  und  der 
ausländischen  Rechte  gilt  das  früher  Gesagte. 

Die  zivilrechtlichen  Widersprüche  des  Eherechts 
und  ihre  staatsrechtliche  Wirkung  in  bezug  auf  die 
Staatsangehörigkeit  ist  natürlich  nicht  nur  von  Einfluss 
auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Kindes,  sondern  auch 
der  Ehefrau  und  kommt  gleichermassen  bei  der  Ehe¬ 
schliessung  zum  Ausdruck.  Eine  diesbezügliche  Wieder¬ 
holung  ist  unnötig. 


1)  Vgl.  §  1699  BGB. 
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Das  bisher  Gesagte  gilt  in  analoger  Weise  auch 
für  den  Rechtsakt  der  Legitimation.  Die  verschiedene 
Beurteilung,  zurückgehend  auf  Unterschiede  in  den  zivil- 
rechtlichen  oder  prozessualen  Vorschriften  der  einzelnen 
Staaten,  kann  rückwirkend  eine  doppelte  Staatsangehörig¬ 
keit  oder  das  Fehlen  jedweder  Staatsangehörigkeit  zur 
Folge  haben.  An  grösster  Vielseitigkeit  der  inter¬ 
nationalen  Rechtsordnungen  fehlt  es  hierbei  nicht.  Be¬ 
züglich  der  Gültigkeit  der  Legitimation  wird  der  Richter 
jeweilig  die  Kollisionsnormen  seines  Landes  anzuwenden 
haben.  Bei  der  staatsrechtlichen  Rückwirkung  der 
Legitimation  verweist  das  deutsche  Staatsangehörigkeits¬ 
gesetz  ausdrücklich  darauf,  indem  es  für  die  Legitimation 
als  Erwerbs-  und  Verlustgrund  das  Erfordernis  einer 
„nach  den  deutschen  Gesetzen  wirksamen  Legitimation“ 
aufstellt.  Art.  22  des  Einf.-G.  z.  BGB.  gibt  darüber 
Aufschluss,  wie  sich  die  Wirksamkeit  der  Legitimation 
bestimmt.  Ist  der  Legitimierende  ein  Deutscher,  so 
bestimmt  sich  dieselbe  nach  dem  deutschen  Gesetz,  ist 
der  Vater  Ausländer,  das  Kind  reichsangehörig,  so  ist 
dessen  Einwilligung  erforderlich.  Während  im  letzeren 
Falle  das  Personalstatut  des  Vaters  massgebend  ist, 
mithin  dem  ausländischen  Rechte  Anerkennung  gewährt 
ist,  und  dem  einheimischen  Rechte  dem  Personalstatut 
des  beteiligten  inländischen  Kindes  entsprechend  in  Form 
der  erforderlichen  Einwilligung  Einfluss  eingeräumt  ist, 
ist  in  dem  ersten  Falle  die  Entscheidung  ganz  einseitig 
auf  den  Boden  des  deutschen  Gesetzes  gestellt.  Es  ist 
natürlich,  dass  die  ausländischen  Staaten,  selbst  wenn 
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sie  grundsätzlich  gleichartige  Kollisionsnormen  aufge¬ 
stellt  haben,  diese  Bevorzugung  des  deutschen  Gesetzes 
sich  nicht  zu  eigen  gemacht  haben.  Auch  hier  stossen 
wir  also  immer  in  letzter  Linie  auf  eine  Ungleichmässig- 
keit  der  Entscheidungen. 


III.  Abschnitt. 


§  8.  Die  Konflikte  der  Staatsangehörigkeit  haben, 
wie  aus  den  vorhergehenden  Abschnitten  hervorgeht, 
eine  doppelte  Quelle.  Sie  entspringen  den  Verschieden¬ 
heiten  bezw.  Lücken  der  einzelnen  staatsrechtlichen 
Gesetzgebungen  und  mittelbar  den  Widersprüchen 
der  einzelnen  bürgerlichen  Rechtsordnungen.  Eine  Be¬ 
seitigung  oder  Einschränkung  dieser  Konflikte  ist  in 
dreierlei  Weise  denkbar: 

1.  Der  Vereinheitlichung  des  internationalen  Staats¬ 
angehörigkeitsrechtes  oder  der  grösstmöglichsten 
Anpassung  des  einzelnen  Staatsangehörigkeitsrechtes 
an  die  Gesetzgebung  anderer  Staaten. 

2.  Der  Beilegung  der  einzelnen  statsrechtlichen  Kon¬ 
fliktsfragen  durch  Vertrag  mit  anderen  Staaten. 

3.  Der  Beilegung  der  zivilrechtlichen  Verschiedenheiten 
durch  Schaffung  eines  einheitlichen  internationalen 
Privatrechts  oder  teilweiser  Vereinbarungen. 

Die  Konflikte  der  Staatsangehörigkeit  könnten  nur 
völlig  aus  der  Welt  geschafft  werden  bei  gleichzeitiger 
Einheitlichkeit  der  Staatsangehörigkeitsrechte  und 
Schaffung  eines  internationalen  Privatrechtes.  Man 
geht  wohl  nicht  fehl,  wenn  man  diese  beiden  Voraus¬ 
setzungen  als  Unmöglichkeiten  hinstellt.  Die  Regelung 
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dieser  Materien  als  Ausflüsse  des  autonomen  Selbst¬ 
bestimmungsrechtes  der  einzelnen  Staaten  wird  natur- 
gemäss  ihren  verschiedenartigen  Lebensbedingungen  und 
Anschauungen  Rechnung  tragen.  Dem  allgemeinen 
Weltbürgertum  sind  wir  aber  heute  —  mag  es  nun 
möglich  und  erstrebenswert  erscheinen  oder  nicht  — 
sicherlich  weiter  entfernt  denn  je. 

Inwieweit  das  geltende  deutsche  Staatsangehörig¬ 
keitsgesetz  sich  den  ausländischen  Gesetzgebungen  an¬ 
gepasst  hat,  ist  bei  der  Besprechung  der  einzelnen 
Erwerbs-  und  Verlustgründe  erörtert  worden. 

Verträge  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Aus¬ 
lands-Staaten  zur  Regelung  gewisser  Konflikte  der  Staats¬ 
angehörigkeitsrechte  sind  in  beschränkter  Anzahl  vor¬ 
handen.  Im  Vordergrund  standen  seiner  Zeit  die  sogen. 
Bankroft-Verträge,  deren  Abschluss  recht  viel  Staub  in 
der  politischen  Aera  ihres  Entstehens  aufgewirbelt  hat. 
Ihre  Bedeutung  ist  heute  insofern  auf  einen  unwesent¬ 
lichen  Bestandteil  herabgemindert,  als  der  Verlustgrund 
des  §  25  des  neuen  Staatsangehörigkeitsgesetzes  ganz 
allgemein  durch  Naturalisation  im  Auslande  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  regelmässig  erlöschen  lässt.  Der 
Schwerpunkt  der  Verträge  liegt  nunmehr  lediglich  in 
ihrer  negativen  Bestimmung,  dass  Personen  nach  fünf¬ 
jährigem  Aufenthalt  und  ihrer  Naturalisation  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  für  durch  die 
Auswanderung  begangene  strafbare  Handlungen,  mit 
anderen  Worten  wegen  Verletzung  der  Wehrpflicht,  nicht 
zur  Untersuchung  und  Strafe  gezogen  werden  können. 
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Es  ist  anerkannt,  dass  die  Fahnenflucht  nicht  unter  diese 
Straflosigkeit  fällt1). 

Abgesehen  von  Spezial-Verträgen,  welche  die 
Regelung  der  Verhältnisse  eines  bestimmten  Personen¬ 
kreises  zum  Gegenstand  haben,  welche  als  Folge  von 
Gebietsabtretungen  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden2), 
sind  ferner  folgende  Verträge  zu  nennen: 

1.  Freundschafts-,  Handels-,  Schiffahrts-,  Konsular- 

Vertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der 
Republik  Guatemala  vom  20.  September  1887. 

2.  Desgl.  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der 

Republik  Honduras  vom  12.  Dezember  1887. 

3.  Desgl.  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der 

Republik  Nicaragua  vom  4.  Februar  1896. 

4.  Desgl.  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der 

Republik  Bolivien  vom  22.  Juli  1908. 

5.  Desgl.  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Persien 
vom  11.  Juni  1873. 

6.  Konvention  über  die  Ausübung  des  Schutzrechtes 
in  Marokko  vom  3.  Juli  1880. 

In  den  Verträgen  1  bis  3  wird  eine  Ausnahme  der 
in  den  genannten  ausländischen  Staaten  geltenden  Be- 


1)  Vgl.  Entscheidung  des  Reichsmilitärgerichts  vom  6.  Jan. 
1913,  Bd.  17,  S.  218. 

2)  Vgl.  Friedensvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
Frankreich  vom  10. Mai  1871,  Zusatzkonvention  vom  11.  Dez.  1871 ; 
Verträge  mit  Dänemark:  Wiener  Friedenstraktat  vom  30.  Okt. 
1864,  Optantenkinder-Vertrag  vom  11.  Jan.  1907;  Vertrag  mit 
Großbritannien  vom  1.  Juli  1890  betr.  Helgoland. 
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Stimmungen  gemacht,  wonach  allgemein  die  im  Lande 
geborenen  Personen  Angehörige  des  Geburtslandes 
werden.  Die  in  diesen  Staaten  geborenen  ehelichen 
Kinder  von  Reichsangehörigen  erwerben  nunmehr  die 
deutsche  Staatsangehörigkeit  des  Vaters.  In  Vertrag  4 
wird  ähnlich  den  in  Bolivien  geborenen  Kindern  von  Reichs¬ 
angehörigen  bei  der  Vollendung  des  21.  Lebensjahres 
ein  Optionsrecht  gewährt. 

Vertrag  5  verpflichtet  die  beiderseitigen  Regierungen 
zu  gegenseitiger  Zustimmung  im  Falle  einer  Naturali¬ 
sationserteilung. 

Vertrag  6  bestimmt  die  Entlassung  in  Deutschland 
naturalisierter  marokkanischer  Untertanen  bei  Reintegra¬ 
tion  in  Marokko. 

Vorgenannte  Verträge  haben  zum  Zwecke  die  tun¬ 
lichste  Vermeidung  einer  doppelten  Staatsangehörigkeit. 

Zahlreicher  sind  die  Verträge,  welche  sich  mit  dem 
Los  der  staatenlosen  Personen  befassen.  Derartige 
Unterstützungs-  und  Uebernahme-Verträge  sind  zwischen 
dem  Deutschen  Reich  und  folgenden  Staaten  geschlossen 
worden : 


Russland 
Niederlande 
Schweiz 
Belgien 
Dänemark 
Frankreich 

Allen  diesen  Verträgen  gemeinsam  ist  die  schon 
früher  erwähnte  Uebernahme -Verpflichtung  Ausge- 


Grossbritannien  u.  Irland 

Italien 

Luxemburg 

Norwegen 

Oesterreich-Ungarn 
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wanderter  seitens  des  Heimatstaates  auch  bei  inzwischen 
eingetretenem  Verlust  der  ehemaligen  Staatsangehörig¬ 
keit,  falls  in  dem  Staate  der  Niederlassung  keine  Naturali¬ 
sation  erfolgt  ist. 

Als  internationale  Abkommen,  welche  die  gleich- 
mässige  Behandlung  gewisser  Gebiete  des  Zivilrechtes 
zum  Gegenstand  haben,  sind  zu  nennen: 

1.  Das  Haager  Abkommen  zur  Regelung  des  Geltungs¬ 
bereiches  der  Gesetze  auf  dem  Gebiete  der  Ehe¬ 
schliessung  vom  12.  Juni  1902. 

2.  Desgl.  zur  Regelung  des  Geltungsbereiches  der 
Gesetze  und  der  Gerichtsbarkeit  auf  dem  Gebiete  der 
Ehescheidung  und  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 


Die  Grundsätze  des  Haager  Abkommens  gelten  nur 
für  die  europäischen  Gebiete  der  Vertragsstaaten  und 
sind  ratifiziert  von : 


Deutschland 

Ungarn 

Belgien 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 


Niederlande 

Portugal 

Rumänien 

Schweiz 

Schweden. 


Frankreich  hat  inzwischen  das  Abkommen  zum  1.  Juli  1914 
gekündigt. 


Es  liegt  nicht  in  den  Grenzen  vorliegender  Ab¬ 
handlung  eine  Darstellung  des  Inhaltes  dieser  Rechts¬ 
quelle  zu  geben.  Es  sei  hier  nur  darauf  hingewiesen, 
dass  innerhalb  des  Bereiches  des  Abkommens  die  Zahl 
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der  möglichen  Konflikte  wohl  herabgemindert,  aber  noch 
lange  nicht  ausgeschlossen  ist. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt,  dass  die  im  Haager 
Abkommen  gleichfalls  erwähnten  konsularischen  Ehen 
zum  Gegenstand  vereinzelter  Vereinbarungen  *)  zwischen 
dem  Deutschen  Reich  und  auswärtigen  Staaten  geworden 
sind. 


1)  Vertrag  mit  Italien  vom  4.  Mai  1891 ;  Notenaustausch 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Japan  vom  7.  Juli  1911 ; 
Vertrag  mit  Bulgarien  vom  29.  Sept.  1911;  Vertrag  mit  Serbien 
vom  6.  Jan.  1883. 


IV.  Abschnitt. 


Schlussbetrachtungen. 

§  9.  Das  1873  ins  Leben  getretene  Institut  de 
droit  international  stellte  in  seiner  am  14.  August  1895 
zu  Cambridge  gehaltenen  Sitzung1)  eine  Reihe  von 
Kardinal-Grundsätzen  auf,  welche  der  Vereinheitlichung 
des  internationalen  Staatsangehörigkeitsrechtes  dienen 
und  die  Konflikte  der  Staatsangehörigkeit  ausschalten 
sollten.  So  nützlich  diese  Bestrebungen  und  andere 
ähnliche  Vorschläge  auch  sind,  gaben  wir  schon  früher 
der  Meinung  Ausdruck,  dass  die  Verwirklichung  eines 
derartigen  Zieles,  wenn  es  überhaupt  im  Bereiche  des 
Möglichen  liegt,  jedenfalls  vorerst  in  grauer  Ferne  ist. 
Die  mannigfachen  Anschauungsweisen  und  Existenz¬ 
bedingungen,  welche  den  einzelnen  Staatsangehörigkeits¬ 
rechten  zugrunde  liegen,  lassen  sich  nicht  plötzlich  vom 
grünen  Tische  aus  —  um  eine  drastische  Ausdrucks¬ 
weise  zu  gebrauchen  —  unter  einen  Hut  bringen.  Es 
ist  auch  nicht  nötig.  So  wenig  die  Häuser  in  einer 
Stadt  alle  nach  einem  Muster  gebaut  sein  müssen  (ge¬ 
nügt  es  doch,  dass  das  Nachbarrecht  gewahrt  bleibt), 
so  wenig  ist  eine  allgemeine  Vereinheitlichung  des 

1)  Annuaire  du  droit  international  1895/96. 


72 


Staats-  und  Privatrechtes  unbedingt  erforderlich.  Eine 
Vermeidung  der  Reibungsflächen  durch  grössere  An¬ 
passung  des  einzelnen  Staatsangehörigkeitsrechtes  an 
die  entsprechenden  Vorschriften  anderer  Staaten,  des 
weiteren  vertragliche  Bestimmungen  staatsrechtlicher 
und  zivilrechtlicher  Natur,  können  u.  E.  sehr  wohl  die 
heute  allzu  üppig  wuchernden  Konflikte  auf  ein  Minimum 
reduzieren.  Ein  restloses  Aufgehen  sämtlicher  Konflikts¬ 
fragen  ist  gar  nicht  notwendig. 

Einige  Vorschläge  hierzu  in  besonderer  Beziehung 
auf  das  deutsche  Staatsangehörigkeitsgesetz  mögen  in 
folgendem  auch  von  uns  gemacht  werden. 

Von  den  Uebelständen  der  Staatenlosigkeit  und 
Doppelstaatlichkeit  ist  letzterer  ohne  Frage  der  schwer¬ 
wiegendere.  Die  Gegenüberstellung  zweier  Staats- 
Autoritäten  birgt,  wie  schon  eingangs  ausgeführt,  für 
die  Allgemeinheit  eine  grosse  Gefahr  und  den  möglichen 
Keim  schwerer  politischer  Konflikte  in  sich.  Eine  Aus¬ 
merzung  dieses  die  Allgemeinheit  bedrohenden  Zu¬ 
standes  ist  daher  unter  allen  Umständen  erstrebenswert. 
Eine  Meinungsverschiedenheit  hierüber  dürfte  wohl  nicht 
bestehen.  Die  Staatenlosigkeit,  so  empfindlich  sie  im 
besonderen  Fall  den  einzelnen  betreffen  kann,  ist  und 
bleibt  aber  auch  nur  für  ihn  von  Bedeutung.  In  vielen 
Fällen  durch  persönliche  Unachtsamkeit  verschuldet, 
wird  sie  für  die  Betroffenen  durch  die  erwähnten  Ueber- 
nahme-Verträge  erträglich  gestaltet.  Wenn  Cahn1)  mit 
bezug  hierauf  zu  dem  Postulat  kommt,  „expatriatio  est 


1)  Cahn,  S.  IV. 
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delenda“,  so  erscheint  dies  eine  unnötig  weitgehende 
Forderung. 

Die  geburtliche  Staatenlosigkeit  ist,  soweit  die  Kinder 
Deutscher  in  Frage  kommen,  wie  aus  der  früheren  Be¬ 
sprechung  ersichtlich,  unmöglich.  Eine  grössere  An¬ 
passung  des  deutschen  Staatsangehörigkeitsgesetzes  an 
die  Rechte  ausländischer  Staaten  zur  Vermeidung  der 
geburtlichen  Doppelstaatlichkeit  ist,  soweit  der  Grund¬ 
satz  des  ius  soli  in  Frage  kommt,  nicht  denkbar.  Hier 
bleibt  als  einziger  Ausweg  zur  Vermeidung  dieses  Zu¬ 
standes  die  vertragliche  Regelung.  Verträge  geschilderter 
Art,  wie  sie  mit  Guatemala,  Honduras,  Nicaragua  und 
Bolivien  geschlossen  wurden,  liessen  sich  mit  allen 
Ländern  desTerritorialsystems,  oder  soweit  dieser  Grund¬ 
satz  partiell  gilt,  abschliessen.  Es  ist  nicht  anzunehmen, 
dass  man  bei  einer  solchen  systematischen  Durchführung 
auf  unüberwindlicheSchwierigkeiten  stossen  würde  und  die 
geburtliche  Doppelstaatlichkeit  würde  damit  für  die  Kinder 
deutscher  Reichsangehöriger  prinzipiell  verschwinden. 

Soweit  die  späteren  Erwerbs-  und  Verlustarten  der 
deutschen  Staatsangehörigkeit  in  Frage  kommen,  seien 
im  folgenden  einige  inhaltliche  und  redaktionelle  Vor¬ 
schläge  zur  Abänderung  des  geltenden  Staatsangehörig¬ 
keitsgesetzes  gemacht.  Sie  bezwecken  die  Herstellung 
einer  grösseren  Homogenität  mit  den  ausländischen 
Staatsangehörigkeitsgesetzen  und  würden  unseres  Er¬ 
achtens  die  Widersprüche  und  ihre  Folgeerscheinung 
auf  ein  Minimum  reduzieren,  ohne  dem  Reichsinteresse 
Abbruch  zu  tun. 
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Legitimation. 

§  5.  „Eine  nach  den  deutschen  Gesetzen  wirksame 
Legitimation  durch  einen  Deutschen  begründet  für  das  Kind 
die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  sofern  es  hierdurch 
seine  bisherige  Staatsangehörigkeit  verliert.“ 

Es  entbehrt  jeder  Begründung,  dem  zu  legitimieren¬ 
den  Kinde  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  aufoktroyieren 
zu  wollen,  wenn  es  seine  alte  Staatsangehörigkeit  be¬ 
hält.  Es  ist  im  Interesse  der  Familieneinheit,  wenn  das 
Kind  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters,  aber  auch  nur  die 
seine  besitzt.  Andernfalls  wird  die  Familieneinheit  ohne 
weiteres  illusorisch  und  kann  nur  zu  den  früher  be¬ 
schriebenen  Komplikationen  führen. 

Entsprechend  wäre  §  17  abzuändern: 

„Die  Staatsangehörigkeit  geht  verloren: 

5.  Für  ein  uneheliches  Kind  durch  eine  von  dem 
Angehörigen  eines  anderen  Bundesstaats  oder  von 
einem  Ausländer  bewirkte  und  nach  den  deutschen 
Gesetzen  wirksame  Legitimation,  sofern  es  hier¬ 
durch  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters 
erwirbt“. 

Es  ist  kein  erfindlicher  Grund  vorhanden  und 
entgegen  jedem  Gefühl  von  Recht  und  Billigkeit,  einem 
Deutschen  als  Folge  seiner  Legitimation  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  einfach  abzuerkennen,  falls  er  nicht 
hierdurch  in  einen  anderen  Staatenverband  eintritt. 

Eine  Feststellung  hierüber  mag  nicht  immer  ganz 
leicht  sein,  ist  aber  auch  unter  den  gegenwärtigen  Ver- 
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hältnissen  notwendig,  sobald  die  Uebernahmeverträge 
in  Tätigkeit  treten. 

Eheschliessung. 

§  6.  „Durch  dieEheschliessung  mit  einem  Deutschen 
erwirbt  die  Frau  die  Staatsangehörigkeit  des  Mannes.“ 

Es  ist  unnötig,  einen  dem  vorhergehenden  ent¬ 
sprechenden  Zusatz  zu  vorliegendem  Paragraph  zu 
machen,  da  diese  und  die  entsprechende  Bestimmung 
—  von  zwei  südamerikanischen  Staaten  abgesehen  — 
dem  internationalen  Staatsangehörigkeitsrecht  angehört. 

Hingegen  könnte  §  17,  Abs.  6  „Die  Staatsangehörig¬ 
keit  geht  verloren  für  einen  Deutschen  durch  Ehe¬ 
schliessung  mit  dem  Angehörigen  eines  anderen  Bundes¬ 
staates  oder  mit  einem  Ausländer“,  mit  dem  Zusatz 
versehen  werden  „sofern  sie  hierdurch  seine 
Staatsangehörigkeit  erwirbt“. 

Es  ist  an  den  Fall  zu  denken,  dass  der  betreffende 
Ausländer  keine  Staatsangehörigkeit  besitzt.  In  diesem 
Falle  sollte  der  deutschen  Frau  der  Schutz  des  Deutschen 
Reiches  weiter  gewährt  werden. 

Einbürgerung. 

Zu  §  8  wäre  unter  5.  das  Erfordernis  aufzustellen, 
dass:  „durch  die  Einbürgerung  die  bisherige 
Staatsangehörigkeit  erlischt  oder  bereits 
erloschen  ist“. 

Unter  keinen  Umständen  ist  es  berechtigt,  einen 
Ausländer  einzubürgern,  der  nicht  auf  seine  bisherige 
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Staatsangehörigkeit  verzichten  will  bezw.  verzichtet  hat. 
Auf  dieses  Erfordernis  wäre  gleichlautend  in  den  §§  10, 
11  und  13  Bezug  zu  nehmen. 

Die  Einbürgerung  von  Ausländern  durch  ihre  An¬ 
stellung  im  Dienste  eines  Bundesstaates  oder  des  Reiches 
nach  §§  14  und  15  wäre  zu  streichen.  Deutschland 
steht  mit  diesem  Erwerbsgrund  der  Staatsangenörigkeit 
allein  neben  Norwegen,  Guatemala  und  Uruguay.  Der 
Weg  der  gewöhnlichen  Einbürgerung  ist  auch  in  diesen 
Fällen  hinreichend. 

§  16,  Abs.  2  betr.  Wirksamkeit  von  Aufnahme  und 
Einbürgerung  wäre  entsprechend  §  8  abzuändern:  „Die 
Aufnahme  oder  Einbürgerung  erstreckt  sich,  insofern 
nicht  in  der  Urkunde  ein  Vorbehalt  gemacht  wird,  zugleich 
auf  die  Ehefrau  und  auf  diejenigen  Kinder,  deren  gesetz¬ 
liche  Vertretung  etc.,  sofern  durch  die  Einbürgerung 
die  bisherige  Staatsangehörigkeit  erlischt  oder 
bereits  erloschen  ist.“ 

Erwerb  ausländischer  Staatsangehörigkeit. 

§  25.  „Ein  Deutscher  verliert  seine  Staatsangehö¬ 
rigkeit  mit  dem  Erwerb  einer  ausländischen  Staats¬ 
angehörigkeit.“ 

Das  Erfordernis  des  Antrags  und  des  Fehlens  eines 
inländischen  Wohnsitzes  oder  dauernden  Aufenthaltes 
ist  fallen  zu  lassen.  Es  ist  hierüber  eingehend  in  den 
früheren  Abschnitten  die  Rede  gewesen.  Die  dies¬ 
bezüglichen  Motive  erscheinen  gegenüber  den  gezeitigten 
Komplikationen  nicht  stichhaltig.  Bei  obiger  Fassung 
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regelt  sich  die  Wirksamkeit  der  Vorschrift  auf  Ehefrau 
und  Kinder  von  selbst. 

Für  eine  Streichung  der  Entlassung  aus  dem  Gesetz 
(§§  18 — 24)  können  wir  uns  nicht  erwärmen,  wie  sie 
schon  früher  erwähnt  —  teilweise  befürwortet  wird. 
Demgegenüber  erscheinen  uns  die  möglichen  Konse¬ 
quenzen  der  Staatenlosigkeit  nicht  weittragend  genug. 

Ob  dieVerlustigkeitserklärunggemäss  der  §§26/29  tat¬ 
sächlich  empfehlenswert  ist,  mag  dahingestellt  sein.  Nach 
aussen  ist  sie  jedenfalls  —  wie  schon  früher  darauf  hin¬ 
gewiesen  wurde  —  unwirksam. 

Eine  Beschränkung  der  Staatsangehörigkeitskonflikte, 
soweit  sie  auf  Widersprüche  zivilrechtlichen  Ursprungs 
zurückzuführen  sind,  bietet  nicht  unerhebliche  Schwierig¬ 
keiten.  An  eine  Vereinheitlichung  des  internationalen 
Privatrechtes  ist,  wie  schon  erwähnt,  vorerst  nicht  zu 
denken.  Teilweise  Vereinbarungen  über  gewisse  Gebiete 
des  Privatrechts  würden  schwerlich  für  alle  in  Frage 
kommenden  Punkte  durchzuführen  sein  und,  wie  die 
Haager  Abkommen  gezeigt  haben,  auch  nur  eine  relative 
Besserung  der  Lage  herbeiführen.  Trotzdem  Hesse  sich 
aus  diesem  Labyrinth  ein  Ausweg  finden.  Die  Verschieden¬ 
heiten  der  einzelnen  bürgerlichen  Rechtsordnungen  könn¬ 
ten  ruhig  bestehen  bleiben,  wollte  man  sich  nur  über 
die  Anwendung  gemeinschaftlicher  Kollisionsnormen 
einigen. 

Soweit  die  geburtliche  Staatenlosigkeit  oder  Doppel¬ 
staatlichkeit  in  Frage  kommt,  müsste  man  sich  bei  der 
Beurteilung  der  Erfordernisse  der  Ehelichkeit  oder  Un- 
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ehelichkeit  auf  den  Satz  einigen,  dass  das  Heimatrecht 
des  angeblichen  ehelichen  Vaters  bestimmend  ist.  Mit 
anderen  Worten:  gilt  das  Kind  in  dem  Heimatstaate  der 
Mutter  als  unehelich,  in  dem  Heimatstaate  des  Vaters 
als  ehelich,  so  hat  es  auch  in  ersterem  als  ehelich  zu 
gelten  und  umgekehrt,  gilt  das  Kind  in  dem  Heimat¬ 
staate  der  Mutter  als  ehelich,  in  dem  Heimatstaate  des 
Vaters  aber  als  unehelich,  so  hat  es  auch  hier  wieder 
gleichfalls  in  dem  Heimatstaate  der  Mutter  als  unehelich 
zu  gelten.  Ungelöst  bliebe  dann  nur  der  Fall  des  §  1600 
BGB.  Hier  müsste  eine  Vereinbarung  materiellrechtlichen 
und  staatsrechtlichen  Inhalts  Platz  greifen,  welche  Vater¬ 
schaft  vorgeht,  ebenso  für  den  Fall,  dass  die  Staats¬ 
angehörigkeit  eines  unehelichen  Kindes  sich  in  dem 
einen  Staate  nach  dem  Vater,  in  dem  anderen  nach  der 
Mutter  bestimmt.  Hier  erscheint  die  allgemeine  An¬ 
erkennung  des  Prinzips  geboten,  dass  die  Staatsangehörig¬ 
keit  ehelicher  Kinder  sich  nach  dem  Vater,  die  unehelicher 
nach  der  Mutter  bestimmt. 

Eine  fernere  Schwierigkeit  ergibt  sich,  soweit  die 
Ehelichkeits-Anfechtungsklage  in  Frage  kommt.  Hier 
wäre  der  Satz  aufzustellen,  dass  das  Urteil,  welches  in 
dem  entsprechend  obiger  Kollisionsnorm  für  die  Staats¬ 
angehörigkeit  ausschlaggebenden  Heimatstaat  ergangen 
ist,  in  jedem  anderen  wirksam  ist,  jedes  in  einem  anderen 
Staate  ergangene  Urteil  nur  soweit  wirksam  ist,  als  es 
in  diesem  Heimatstaate  wirksam  anerkannt  würde.  Hier¬ 
mit  soll  nicht  die  allgemeine  Anerkennung  jedes  in  einem 
Staate  ergangenen  Urteils  ohne  sachliche  Nachprüfung 
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empfohlen  werden.  Die  Wirkung  findet  nur  in  strenger 
Beschränkung  auf  die  Staatsangehörigkeitsfrage  statt.  Ist 
man  damit  einverstanden,  das  Heimatrecht  des  angeb¬ 
lichen  Vaters  unter  Ausschaltung  der  bürgerlichen  Rechte 
der  anderen  beteiligten  Staaten  den  Ausschlag  geben  zu 
lassen,  dann  muss  man  folgerichtig  auch  die  prozessuale 
Wirkung  gelten  lassen. 

Die  Vorfrage  der  Ehegültigkeit  in  bezug  auf  die 
Staatsangehörigkeit  der  Kinder  wäre  auf  die  frühere 
Kollisionsnorm  zurückzuführen,  d.h.  die  Ehelichkeit  vom 
Standpunkt  des  Heimatrechtes  des  angeblich  ehelichen 
Vaters  zu  bestimmen. 

Entsprechend  wäre  für  Erwerb  und  Verlust  der 
Staatsangehörigkeit  durch  Heirat  die  staatsrechtliche 
Wirkung  nach  dem  Heimatrecht  des  angeblichen  Ehe¬ 
mannes  zu  bestimmen.  Diese  praktische  Lösung  drängt 
sich  auf,  will  man  nicht  zu  dem  Resultat  kommen,  dass 
die  Frau  in  ihrem  Heimatstaate  die  Staatsangehörigkeit 
verliert,  weil  hier  die  Ehe  als  gültig  gilt,  in  dem  Staate 
des  angeblichen  Ehemannes  aber  nicht  erwirbt,  weil 
hier  die  Ehe  ungültig  ist,  oder  umgekehrt. 

Für  die  Legitimation  hätte  das  Heimatrecht  des 
legitimierenden  Vaters  bestimmend  zu  sein. 

Bei  der  Anwendung  dieses  Heimatrechtes  wäre 
streng  im  Auge  zu  behalten,  dass  dasselbe  nur  in  Be¬ 
schränkung  auf  die  Staatsangehörgkeit  stattfindet,  un¬ 
beschadet  der  sonstigen  Wirkung  der  verschiedenen 
Kollisionsnormen  in  den  beteiligten  Staaten.  Mithin 
könnte  in  bezug  auf  die  Staatsangehörigkeit  eine  Ent- 
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Scheidung  in  einem  Staate  getroffen  werden,  ohne  dass 
die  sonstigen  zivilrechtlichen  Wirkungen  dieser  Ent¬ 
scheidung  in  Erscheinung  treten,  insofern  die  Entscheidung 
mit  den  einheimischen  Kollisionsnormen  des  Staates 
nicht  im  Einklang  steht.  Dies  ist  an  sich  durchaus 
nicht  sinnwidrig,  entspricht  vielmehr  dem  Gedanken 
der  Staatsangehörigkeit  als  einer  auf  dem  Willen  des 
Staates  beruhenden  Entscheidung,  'dem  die  betreffende 
Person  angehören  soll,  unabhängig  sonstiger  zivilrecht¬ 
licher  Folgen  dieser  Entscheidung  in  einem  anderen  Staate. 

Die  Beilegung  der  Konflikte  der  Staatsangehörigkeit, 
wie  sie  aus  der  vorliegenden  Abhandlung  hervorgehen, 
liegt  voraussichtlich  noch  in  ziemlicher  Ferne.  Es  ist 
anzunehmen,  dass  gerade  die  gegenwärtigen  politischen 
Wirrnisse  des  grössten  aller  Kriege  deutlicher  die  Not¬ 
wendigkeit  gezeigt  naben,  der  geschilderten  Gegensätze 
Herr  zu  werden,  und  dass  man  in  Zukunft  dieser  Frage 
eine  grössere  Beachtung  schenken  wird.  Der  Weg  zu 
einer  klaren  Lösung  liegt  noch  im  Dunkel ;  trotzdem 
ist  es  vielleicht  nützlich  gewesen,  einmal  in  dieses  Dunkel 
hineinzuspähen. 


Lebenslauf. 


Carl  August  Blumenthal,  geb.am  19.  Okt.  1884 
zu  Frankfurt  a.  M.  als  Sohn  des  Kaufmanns  Adolf 
Blumenthal  und  seiner  Ehefrau,  geh.  Hartogensis;  be¬ 
suchte  das  Goethe-Gymnasium  zu  Frankfurt  und  bestand 
daselbst  Ostern  1 903  die  Reifeprüfung;  bezog  zum  Studium 
der  Rechtswissenschaften  während  eines  Semesters  die 
Universität  Heidelberg,  während  zwei  Semester  die  Uni¬ 
versität  Lausanne  und  während  drei  Semester  die  Uni¬ 
versität  Berlin;  war  von  1906  bis  zum  Ausbruch  des 
Krieges  im  Ausland  praktisch  tätig  und  seitdem  die 
längste  Zeit  im  Heeresdienst. 


